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Zusammenfassung 


Der Ausschuß für die Hochschulstatistik stellt in sei- 
nem 8. Bericht an die gesetzgebenden Körperschaften 
nach § 17 Abs. 2 des Gesetzes über eine Bundesstati- 
stik für das Hochschulwesen erneut fest, daß der Auf- 
trag des Gesetzgebers, in allen für Planungen und 
pohtische Entscheidungen im Hochschulwesen wich- 
tigen Bereichen die notwendigen statistischen Daten 
bereitzustellen, im wesentiichen erfüllt ist. Die Stati- 
stiken über Studenten, Prüfungen, Personal, Räume 
und Finanzen der Hochschulen sind verfügbar. 

Während der Berichtsperiode 1986/87 konzentrierte 
sich die Arbeit des Ausschusses auf nachfolgende 
Komplexe: 

— Neufassung des Hochschulstatistikgesetzes 

— Studienverlaufsauswertungen 

— Vollständigkeit und Aussagewert der Prüfungssta- 
tistik 

— Erschheßen der Daten der amtlichen Hochschul- 
statistik 

— Hochschulstatistische Kennzahlen 

Der Ausschuß wertet es als einen entscheidenden 
Fortschritt in der Hochschulstatistik, daß künftig amt- 
hche hochschulstatistische Kennzahlen berechnet 
und in die Veröffentlichungen des Statistischen Bun- 
desamtes aufgenommen werden. In einem ersten 
Schritt werden Kennzahlen für den Übergang Schule/ 
Hochschule, bevölkerungsbezogene Bildungsquoten 
und Personal- Studenten- Relationen ausgewiesen. 

Zur Neufassung des Hochschulstatistikgesetzes hat 
der Ausschuß eine Reihe von Grundsatzempfehlun- 
gen ausgesprochen (vgl. Seite 14 ff. und Seite 25 ff.). 
Aus diesen Empfehlungen sind die wichtigsten hier 
vorzustellen: 


1. Bestandsdaten der Hochschulstatistik 

Die Ergebnisse der im Hochschulstatistikgesetz von 
1971 angeordneten Erhebungen über die Studenten 
und Prüfungen sowie über das Personal, die Räume 
und die Finanzen der Hochschulen fügen sich zu ei- 
nem umfassenden und in seinen Einzelteilen aufein- 
ander abgestimmten System von statistischen Infor- 
mationen zusammen. Sie bilden in ihrer Gesamtheit 


eine unverzichtbare Arbeitsgrundlage für die Planung 
und Verwaltung des Hochschulbereichs. Die Daten 
aus den genannten Erhebungen müssen auch in Zu- 
kunft zur Verfügung stehen. Der Ausschuß vertritt 
auch die Auffassung, daß die Abiturientenbefragung 
beibehalten werden sollte. 


2. Studienverlaufsstatistik 

Nach einmütiger Auffassung des Ausschusses kann 
nur durch eine Studienverlaufsstatistik in Form seme- 
sterweiser Verknüpfungen von Datensätzen der Stu- 
dentenbestands- und der Prüfungsstatistik der Bedarf 
an umfassenden, flächendeckenden, zugleich fach- 
hch und regional feingeghederten sowie anonymisier- 
ten Studienverlaufsinformationen ab gedeckt, die not- 
wendige datenmäßige Unterstützung der Institutsfor- 
schung sichergestellt und den Anforderungen einer 
rationellen Datengewinnung Rechnung getragen 
werden. Die Studienverlaufsstatistik ist ein unver- 
zichtbares Instrument für die Zwecke der Hochschul- 
planung und zur Förderung der Leistungsfähigkeit 
des deutschen Hochschulsystems. Die beim Statisti- 
schen Bundesamt durchgeführten Arbeiten lassen mit 
großer Wahrscheinhchkeit erwarten, daß das Verfah- 
ren der Verknüpfung von Datensätzen der Studenten- 
bestands- und der Prüfungsstatistik praktizierbar ist 
und zu verwertbaren Ergebnissen führen wird. 


3. Erschließen von Daten der amtlichen 
Hochschulstatisti k 

Der Ausschuß hat sich dafür ausgesprochen, die tech- 
nischen Zugriffsmöghchkeiten der Nutzer auf die Da- 
ten der amthchen Statistik zu verbessern. 


4. Weiterleitung statistischer Einzelangaben 

Der Ausschuß hat festgestellt, daß die Regelungen des 
§ 16 Abs. 4 und 6 Bundesstatistikgesetz den Anforde- 
rungen der Hochschulplanung und Bildungspohtik 
nicht genügen und spricht sich deshalb für eine spe- 
zifische Regelung im Hochschulstatistikgesetz aus. 
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I. Ausgangssituation 


Der gemäß § 17 des Hochschulstatistikgesetzes 
(HStatG) beim Statistischen Bundesamt gebildete 
Ausschuß für die Hochschulstatistik hat den gesetzge- 
benden Körperschaften alle zwei Jahre einen schrift- 
lichen Bericht über seine Arbeit vorzulegen. Dem 
Ausschuß gehören Vertreter der zuständigen obersten 
Bundes- und Länderbehörden, des Wissenschaftsra- 
tes, der Hochschulen, verschiedener wissenschaftli- 
cher Einrichtungen sowie der statistischen Ämter an. 
Es sind damit alle wichtigen, an der Lieferung von 
Hochschuldaten beteiligten oder an ihrer Nutzung in- 
teressierten Stellen vertreten. Der Ausschuß berät das 
Statistische Bundesamt vor allem bei der Vorberei- 
tung der Erhebungs- und Aufbereitungsprogramme 
unter besonderer Berücksichtigung der für Hoch- 
schulplanung und Entscheidungsfindung benötigten 
Angaben. Darüber hinaus wurde der Ausschuß für die 
Hochschulstatistik auch bei der fachlichen Beratung 
für die Weiterentwicklung der Hochschulstatistik tä- 
tig und hat zu den sich aus einer Novellierung des 
Hochschulstatistikgesetzes ergebenden Problemen 
Stellung genommen. 

Die angestrebte rechtliche Neuordnung der Hoch- 
schulstatistik konnte in der Berichtsperiode noch nicht 
abgeschlossen werden. Ein von der Bundesregierung 
in der vergangenen Legislaturperiode vorgelegter 
Entwurf für ein neues Hochschulstatistikgesetz wurde 
nicht abschheßend behandelt, weil die Verabschie- 
dung des Bundesstatistikgesetzes (BStatG) vom 
22. Januar 1987 mit seinen für den Gesamtbereich der 
amtlichen Statistik grundlegenden Verfahrensrege- 
lungen abzuwarten war. Das BStatG führt zu einer 
Erweiterung und Umgestaltung des Entwurfs für ein 
Hochschulstatistikgesetz. Die allgemeinen Bestim- 
mungen des BStatG über die Geheimhaltung von Ein- 
zelangaben und die Ausnahmeregelungen für eine 
Weitergabe (§16 BStatG) erfordern eine spezielle Re- 
gelung für den Bereich der Hochschulstatistik. Auch 
die Einwendungen des Bundesrates, der die Weiter- 
führung der Verlaufsauswertungen gefordert hatte, 
trugen zu einer gewissen Verzögerung des Gesetzge- 
bungsverfahrens bei. 

Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft be- 
reitet derzeit in Verbindung mit den im Ausschuß für 
die Hochschulstatistik vertretenen Sachverständigen 


von Bund, Ländern, Hochschulen und Wissenschafts- 
organisationen ein umgestaltetes Konzept vor und be- 
absichtigt, auf der Grundlage der bestehenden stati- 
stischen Informationsbedürfnisse und nach Prüfung 
der noch offenen Rechtsfragen einen zweiten Entwurf 
für ein Hochschulstatistikgesetz vorzulegen. 

Dabei ist davon auszugehen, daß in den vergangenen 
Jahren auf der bisherigen Rechtsgrundlage für die 
Bestandsstatistiken ein aufeinander abgestimmtes 
Berichtssystem der Hochschulstatistik aufgebaut 
wurde. Hier kann die Novellierung auf einer gesicher- 
ten Basis erfolgen. 

Der Ausschuß für die Hochschulstatistik hat sich als 
Beitrag zur Ausgestaltung des Gesetzentwurfs aus 
fachlicher Sicht erneut sowohl mit den inhaltlichen als 
auch mit den verfahrensmäßigen Fragen einer Wei- 
terentwicklung der Hochschulstatistik unter Beach- 
tung der heute gegebenen Situation befaßt. Seine 
Empfehlungen mit Bhck auf die Hochschulpolitik von 
Bund und Ländern und auf deren hochschulplaneri- 
sche Bedürfnisse sollen deutlich machen, daß 

— gerade angesichts des künftig erwarteten Abbaus 
der Überlasten in den Hochschulen der differen- 
zierten statistischen Analyse in hochschul- und 
fächerspezifischer Form eine wachsende Bedeu- 
tung zukommt, 

— die Sicherung des Kernbereichs der Hochschulsta- 
tistik gewährleistet bleiben muß, 

— ein hochschul- und fächerspezifisch detailhertes 
und zugleich flächendeckendes Instrument zur Er- 
mittlung des „Studienerfolgs" notwendig ist und 
deshalb auf eine Studienverlaufsstatistik nicht ver- 
zichtet werden kann und 

— der vielfältige und tief geghederte Datenbedarf 
der für die Hochschulplanung zuständigen Gre- 
mien, der außerdem infolge veränderter Planungs- 
bedürfnisse rasch wechselt, sowohl die Bereitstel- 
lung zusätzlicher Kapazitäten bei den statistischen 
Ämtern als auch ausreichende Zugriffsmöglichkei- 
ten der Planungsstellen auf die hochschulstatisti- 
schen Daten voraussetzt. 
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II. Tätigkeit des Ausschusses im Berichtszeitraum 


Der Ausschuß hat während der 8. Berichtsperiode von 
Dezember 1985 bis Dezember 1987 vier Sitzungen 
abgehalten (37. bis 40. Sitzung). Außerdem fanden 
mehrere Besprechungen der Programmarbeits- 
gruppe, zum Teil gemeinsam mit der Arbeitsgruppe 
„ Studienverlaufsauswertungen " , und Sitzungen 
mehrerer Gesprächskreise statt, bei denen unter Be- 
teiligung von Vertretern des BMBW und der KMK aus 
fachlicher Sicht der Datenbedarf und Vorschläge für 
die gesetzhche Neuregelung der Hochschulstatistik 
erörtert wurden. 

Der folgende Abschnitt II. 1 stellt die Arbeitssituation 
der bundeseinheitlichen Hochschulstatistik zusam- 
menfassend dar. In den Abschnitten II. 2 und III wird 
dann über die Tätigkeit des Ausschusses sowie über 
seine Vorschläge und Empfehlungen berichtet. 


1. Überblick über den gegenwärtigen Stand der 
Hochschulstatistik 

Die Hochschulstatistik erfaßt jetzt alle staatiichen und 
staathch anerkannten Hochschulen. Änderungen im 
Erhebungsumfang ergeben sich nur aus Entwicklun- 
gen im Hochschulsystem selbst (z, B. Neugründung 
oder Auflösung von Hochschuleinrichtungen; Ein- 
richtung neuer Studiengänge ; vorgesehene neue 
Dienstbezeichnungen beim Personal). 

Die Ergebnisse der Studentenstatistik werden als 
Schnellmeldungen mit ausgewählten Eckzahlen so- 
wie als Tabellenbände mit ausführhchen Bestandser- 
gebnissen für jedes Semester veröffentiicht. In Ergän- 
zung der Studentenstatistik werden seit 1985 auch die 
Besucher der Studienkollegs gesondert erfaßt. Ab 
Wintersemester 1986/1987 werden zusätzüch die 
nicht dem Hochschulbereich zugerechneten Studen- 
ten der Berufsakademien in Baden-Württemberg 
nachgewiesen. 

Nachdem 1985 erstmals Studentendaten unter ver- 
laufsanalytischen Gesichtspunkten über einen länge- 
ren Zeitraum zusammengeführt und veröffentiicht 
werden konnten, sind diese Studienverlaufsauswer- 
tungen inzwischen überprüft und aktuahsiert worden. 
Neben verschiedenen Sonderauswertungen für ein- 
zelne Nutzer wurden Untersuchungen zum Studien- 
gang- und zum Hochschulwechsel der Studienanfän- 
ger des Wintersemesters 1977/78 durchgeführt und 
veröffentiicht. Weitere Auswertungen sind in Vorbe- 
reitung. 

Die Verlaufsdatei umfaßt zur Zeit die anonymisierten 
Studentenindividualdaten von Sommersemester 1972 


bis Wintersemester 1985/86. Die technisch-organisa- 
torischen Voraussetzungen zur Übernahme von Prü- 
fungsdaten in die Verlaufsdatei wurden im StBA 
durch einen Großtest überprüft. Diese Arbeiten wer- 
den fortgesetzt. 

In der Prüfungsstatistik stehen jetzt Bundes ergebnisse 
für den Erhebungszeitraum 1973 bis 1986 zur Verfü- 
gung, wobei aus der Individualerhebung der Prü- 
fungskandidaten auch getrennte Ergebnisse für Erst- 
und Zweitabsolventen nach weiteren Merkmalen, wie 
Alter, Studiendauer und Staatsangehörigkeit der Ab- 
solventen, bereitgestellt werden. Die Erfassung der 
nicht bestandenen Abschlußprüfungen ist vielfach 
noch nicht vollständig möglich. Hier bemühen sich die 
statistischen Ämter, durch Einführung klarer und all- 
gemein verbindlicher Definitionen um eine einheitii- 
che Datenerhebimg. 

Die Ergebnisse der Statistik der Habilitationen sind 
bis einschheßhch 1986 verfügbar. Sie werden mit der 
Veröffentiichung zur Personalstatistik vorgelegt. 

Für die Statistik des Personals hegt das Ergebnis der 
jährhchen Kollektiverhebung über das gesamte 
Hochschulpersonal für 1985 vor, die Daten der Erhe- 
bung 1986 befinden sich in der Aufbereitung. Das 
umfangreiche Datenmaterial der Individualerhebung 
des wissenschaftlichen und künstlerischen Hoch- 
schulpersonals 1983 wurde inzwischen für Veröffent- 
üchungen und Sonderauswertungen aufbereitet. Ab- 
schüeßend erscheint Ende 1987 ein Sonderband der 
Fachserie, in dem — über den Umfang der Erhebung 
des Jahres 1977 hinaus — erstmals auch Strukturer- 
gebnisse für das nebenberufliche wissenschaftiiche 
und künstlerische Personal enthalten sind. Die Vorar- 
beiten für die im Jahre 1989 anstehende nächste Indi- 
vidualerhebung des wissenschaftiichen Hochschul- 
personals haben begonnen. 

In der Statistik des Raumbestandes wurden seit der 
Umstellung der Fächer- und Raumnutzungsschlüssel 
in den Jahren 1982 bis 1984 keine größeren Änderun- 
gen vorgenommen. Vom Berichtsjahr 1987 an werden 
die Raumbestandsmeldungen der Studentenwerke 
mit denen der entsprechenden Hochschulen zusam- 
mengefaßt und in einheitiichen Tabellen dargestellt. 

In den übrigen Hochschulstatistiken, insbesondere 
bei der jährhchen Hochschulfinanzstatistik und bei 
der Abiturientenbefragung wurden die Erhebungen 
im bisherigen Rahmen fortgeführt. Einen Überbück 
über die Reaüsierung des HStatG nach dem gegen- 
wärtigen Stand vemüttelt die nachstehende Über- 
sicht. 
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Stand der Erfüllung des Hochschulstatistikgesetzes (HStatG) 

— Dezember 1987 — 




Die Erhebung wird ge- 
mäß HStatG 


Hochschul- 

statistikgesetz 

Erhebung 

Erhebungsteil 

dui'ch- 

geführt 

noch nicht 
oder modi- 
fiziert 
durch- 
geführt 

Erläutenmgen 

§3 Nr. 9*) 

Wohnheimplätze 

X 


Erhebung durch das Dt. Studentenwerk 

§4 

Studenten 

— Studentenbestand 

— Studienverlauf 

X 

X 


Bestandserhebungen seit Sommer sem. 1972 
Keine eigene Erhebung, sondern Verlaufsaus- 
wertungen der Bestandsdaten ab SS 1972, z. Z. 
bis WS 1985/86. Grundprogramm liegt vor. 
Auswertungen z. T. veröffentlicht 

§5 

Wissenschaftliches und 
künstlerisches Personal 

— Individualerhebungen 

— jährl, Veränderungs- 
dienst 

X 

X 


Sechsjährlich (bisher 1977 und 1983) 

Jährl. Hochschulmeldungen seit 1972 

§6 

Technisches, Verwaltungs- 
und sonstiges Personal 

X 


Jährl. Meldungen seit 1972 (außer 1977), S. 
§5 

§7 

Schüler in den Abschlußklas- 
sen d. Sekundarstufe II 

X 


„Abiturientenbefragung" jährl. seit 1971 

§ 8 Nr. 1 

Hochschulen 

Beurlaubte und exmatriku- 
lierte Studenten 

X 


Datenerhebg. m. d. Studentenstatistik (§4), 
Auswertung im Rahmen d. Studienverlaufsun- 
tersuchungen 

- Nr. 2 

Gebäude und Räume 

X 


Gebäude: Erhebung v. Kenndaten m. d. Raum- 
bestandsstatistik 

Räume: Jährliche Meldungen seit 1972 

- Nr. 3 

Prüfungen 

— Abschlußprüfungen 

— Vor- und Zwischen- 
prüfungen 

X 

X 

Befragung der Prüfungsämter seit Winterseme- 
ster 1972/73 

Abgelegte Vor- und Zwischenprüfungen wer- 
den z. Z. nur in d. Studentenstatistik erfragt 

— Nr. 4 

Promotionen 

X 


Erfassung m. d. Erhebungen nach § 8 Nr. 3 und 
§9 

Jährliche Erhebung seit 1980 


Habilitationen 

X 


- Nr. 5 

Ist-Ausgaben und -Einnah- 
men 

X 


Im Rahmen der Finanz Statistik jährl. Erfassung 
seit 1973 

§9 

Prüfungskandidaten 

Prüfungsämter 

X 

X 


Individualerhebung seit 1976 

Meldungen nach § 8 Nr. 3 und 4 sowie nach 
§9 

§ 10 

Studentenwerke 
— Gebäude und Räume 

X 


Gemeinsame Erhebung mit den Hochschulen, 
s. oben, § 8 Nr. 2 

§ 12 Abs. 1 
Nr. 3 

Abs. 3 

~ Studentische Sozial- 
daten i) 

— Studienbewerber 

— Aufzunehmende Studen- 
ten 

Teilnehmer an Weiterbil- 
dungskursen einschl. Ein- 
richtungen für Femstu- 
dienlehrgänge 
Weiterbildungskurse, die 
einem Hochschulstudium 
vergleichbar sind 


Erhebung nur nach Erlaß einer Rechtsverord- 
nung möglich; z. Z. keine Erhebungen 


• ) Die in § 3 Nr. 1 bis 8 aufgeführten Erhebungseinheiten sind in den Einzelstatistiken nach §§ 4 bis 10 HStatG berücksichtigt und deshalb nicht 
in der Übersicht enthalten. 

1) Hierzu wird aiif die Sozialerhebungen des Deutschen Studentenwerks verwiesen. 
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2. Empfehlungen des Ausschusses in der 
Berichtsperiode 1986/87 

In seinen Sitzungen hat der Ausschuß für die Hoch- 
schulstatistik die folgenden Empfehlungen ausge- 
sprochen. 


2.1 Neufassung des Hochschulstatistikgesetzes 

Der Ausschuß hat sich in mehreren Sitzungen mit Fra- 
gen der Novelherung des Hochschulstatistikgesetzes 
(HStatG) befaßt. 

a) In der 39. Sitzung hat der Ausschuß zwei umfang- 
reiche Empfehlungen zu den Bestandsdaten der 
Hochschulstatistik und zur Notwendigkeit einer 
Studienverlaufsstatistik beschlossen. Diese Stel- 
lungnahmen zur Novellierung des Hochschulstati- 
stikgesetzes sind dem Ausschußbericht als Anla- 
gen 1 und 2 in ihrer vollständigen Fassung beige- 
geben. Da die Gesetzesnovelle das Hauptthema 
der Ausschußberatungen in der zweiten Hälfte der 
laufenden Berichtsperiode war, steht sie auch im 
Mittelpunkt der Ausführungen in Teil III des vor- 
hegenden Berichts. 

b) In seiner 37. Sitzung hat sich der Ausschuß kritisch 
mit den auf Statistikvereinfachung abzielenden 
Vorschlägen zur Verlängerung der Periodizität bei 
den jährhchen Meldungen des Personalbestandes 
einschheßhch der Stellen und der Hochschulfinan- 
zen auseinandergesetzt, da den durch den Über- 
gang auf einen mehrjährigen Erhebungsturnus zu 
erzielenden Einsparungen erhebhche Arbeitser- 
schwernisse gegenüberstehen. Bei Stimmenthal- 
tung der am Gesetzgebungsverfahren beteiligten 
Bundesressorts wurde einstimmig beschlossen: 

„Der Ausschuß weist mit Nachdruck darauf hin, 
daß es bei der im Gesetzentwurf des Bundes vor- 
gesehenen Periodizität für die Erhebungen des 
Personals und der Hochschulfinanzen bleiben 
sollte. Er geht davon aus, daß mit einer verlänger- 
ten Periodizität der Erhebungen zwar gewisse Ein- 
sparungen verbunden wären, daß aber die Konti- 
nuität der Datenbereitstellung stark beeinträchtigt 
würde. " 

c) Außerdem befaßte sich der Ausschuß in der 39. Sit- 
zung mit Fragen der Aufbereitung und Verfügbar- 
keit der statistischen Ergebnisse. 

Die Aufbereitung der Ergebnisse aus den einzelnen 
Hochschulstatistiken ist grundsätzhch Sache der stati- 
stischen Ämter des Bundes und der Länder (Prinzip 
der fachhchen Konzentration statistischer Arbeiten). 
Diese haben ein gemeinschafthches Standardtabel- 
lenprogramm entwickelt, das in seiner fachhchen und 
regionalen Gliederung breit angelegt ist und die Be- 
dürfnisse des größten Teils der Nutzer hochschulstati- 
stischer Ergebnisse zu erfüllen vermag. Die nicht mit 
Hilfe der Standardtabellen zu deckenden Wünsche 
der Nutzer müssen im Wege von Sonderaufbereitun- 
gen bedient werden. Wegen der begrenzten Aufbe- 
reitungskapazitäten in den statistischen Ämtern kön- 
nen diese Sonderaufbereitungen in der Regel aber 


erst in Angriff genommen werden, wenn die laufen- 
den Arbeiten erledigt sind. 

Diese Regelung genügt den Anforderungen, die der 
Bund, die Länder, die Hochschulen, der Wissen- 
schaftsrat und die übrigen im Ausschuß vertretenen 
Einrichtungen an die Hochschulstatistik stellen, in 
keiner Weise. Um die für ihre Arbeiten notwendigen 
Auswertungen selbst vornehmen zu können, benöti- 
gen die Nutzer Einzeldatensätze. Eine Weiterleitung 
von Einzeldatensätzen ist aber nach § 16 Abs. 6 
BStatG nur für wissenschafthche Zwecke und nur 
dann zugelassen, wenn eine faktische Anonymisie- 
rung erfolgt ist. Für die Freigabe von statistischen Ein- 
zeldatensätzen für Planungszwecke müßte eine spe- 
zielle Neuregelung im Hochschulstatistikgesetz ge- 
schaffen werden. Sollte dies nicht möghch sein, ist 
zumindest sicherzustellen, daß die statistischen Ämter 
des Bundes und der Länder Sonderauswertungen in 
dem gewünschten Umfang und entsprechend den 
Fragestellungen der einzelnen Planungsinstitutionen 
aktuell durchführen können. Hierfür sind zusätzliche 
organisatorische und technische Vorkehrungen bei 
den statistischen Ämtern für einen besseren Zugang 
zu statistischen Ergebnissen zu treffen. 

Außerdem muß bei der Novellierung des HStatG er- 
reicht werden, daß neben den obersten Bundes- und 
Landesbehörden auch andere Einrichtungen mit Auf- 
gaben in der Hochschulplanung Tabellen mit statisti- 
schen Einzelangaben im Sinne des § 16 Abs. 4 BStatG 
erhalten können und die Verwendung dieser Ergeb- 
nisse freigegeben wird. 

Bei der Überprüfung der Weitergaberegelungen im 
noveUierten BStatG kam der Ausschuß zu folgendem 
Ergebnis: 

„Der Ausschuß für die Hochschulstatistik stellt fest, 
daß die geschilderte Sachlage in keiner Weise den 
Anforderungen genügt, um den gegenwärtigen und 
künftigen Datenbedarf von Bund, Ländern, Hoch- 
schulen und Wissenschaftrsrat in ausreichendem 
Maße zu befriedigen. Die in § 16 Abs. 4 und 6 BStatG 
formuüerten allgemeinen Weiterleitungsregelungen 
der Bundesstatistik sind für den Bereich der Hoch- 
schulstatistik nicht ausreichend. Sie müssen durch er- 
gänzende Spezialvorschriften in der Novelle des 
HStatG erweitert werden. " 


2.2 Studienverlaufsauswertungen 

Im Mittelpunkt einer gemeinsamen Sitzung der Pro- 
grammarbeitsgruppe und der Arbeitsgruppe „ Stu- 
dienverlauf sauswertungen" des Ausschusses am 
30. Oktober 1986 stand die Abstimmung eines Defini- 
tionskatalogs für die Studienverlaufsauswertungen. 
Ausgehend von den bisherigen Daten sollen die Ver- 
lauf sauswertungen im jährlichen Veröffentlichungs- 
programm des StBA berücksichtigt werden. In der 
Ausschußberatung im Januar 1987 wurden die Defini- 
tionen in einigen Punkten ergänzt und in der vom 
Ausschuß für die Hochschulstatistik beschlossenen 
Form einstimmig gebilligt. Diese begrifflichen Ab- 
grenzungen sind als Konventionen zu betrachten, die 
sich nach der Beschaffenheit des vorhandenen Mate- 
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rials richten müssen. Der Katalog der Definitionen ist 
Bestandteil des Berichts an die gesetzgebenden Kör- 
perschaften (siehe Anlage 3). 

„Der Ausschuß empfiehlt dem StBA, die jetzt verein- 
barten Definitionen sinngemäß seinen künftigen Stu- 
dienverlaufsauswertungen zugrunde zu legen. Kon- 
krete Vorschläge für die weitere Programmplanung 
sollen erst später beraten werden. Neben der Tabel- 
lenauswahl müssen die Zeitfolge für wiederkehrende 
Untersuchungen und die benötigte Ghederungstiefe 
in den Tabellen festgelegt und muß auch die für diese 
Arbeiten erforderliche Kapazität im StBA sicherge- 
stellt werden. Der Ausschuß behält sich vor, Verbes- 
serungsvorschläge für die Definitionen später erneut 
zu prüfen. Einzelfragen (Behandlung von weiterfüh- 
renden Studien, Verlaufsauswertungen für Auslän- 
der) werden zunächst zurückgestellt. 

Der Ausschuß nimmt als weiteres Ergebnis der Bera- 
tungen in der Arbeitsgruppe zur Kenntnis, daß die 
Plausibilität und Aussagefähigkeit von Studienver- 
lauf sergebnissen nicht mehr strittig ist."i) 


2.3 Berufstätige und Senioren als Studienanfänger 

Im Wintersemester 1986/87 hat sich der Rückgang der 
Studienanfängerzahlen, der seit zwei Jahren beob- 
achtet wird, nicht weiter fortgesetzt. Hierzu wurde in 
der 38. Sitzung des Ausschusses angemerkt, daß die 
Neuzugänge zum Teil auch Erstimmatrikulierte in 
Studiengängen des Weiterbildungsbereichs umfassen 
können (z. B. Berufstätige oder Senioren). 

„Der Ausschuß weist darauf hin, daß bei einer Aus- 
weitung des Ergänzungs-, Weiterbildungs- und Auf- 
baustudiums die Anfängerzahlen in der Studentensta- 
tistik durch Personen, die nicht zum herkömmhchen 
Kreis der Studienberechtigten zählen, verzerrt wer- 
den könnten. " 

Er betrachtet dieses Problem unter quantitativen Ge- 
sichtspunkten derzeit noch nicht als gravierend. Falls 
eine Ausweitung dieses Personenkreises bei den Stu- 
dienanfängern einträte, müßte den damit verbunde- 
nen Fragen weiter nachgegangen werden. 


2.4 Vollständigkeit und Aussagewert der 
Prüfungsstatistik 

Methodische Fragen der Prüfungsstatistik wurden in 
der 37. und 38. Sitzung des Ausschusses und in meh- 
reren Sitzungen der Arbeitsgruppe „Studienverlaufs- 
auswertungen" beraten. In der Diskussion wurde das 
Interesse an Aussagen zum Studienerfolg und 
-abbruch betont. Die bildungspolitischen Überlegun- 
gen zur Effizienz- und Erfolgskontrolle der Hochschu- 
len lassen die Ergebnisse der Prüfungsstatistik länger- 
fristig wichtiger erscheinen als bisher. 


1) Dieser Beschluß wurde auf der Grundlage der zum Zeitpunkt 
der Sitzung vorliegenden Studienverlaufsauswertungen 
(ohne Zusammenführung mit Ergebnissen der Prüfungsstati- 
stik) gefaßt. 


„Der Ausschuß beauftragt seine Arbeitsgruppe , Stu- 
dienverlauf sauswertung', in ihre Überlegungen ver- 
gleichende Auswertungen von Studienverlaufsdaten 
und Prüfungsstatistik mi teinzubeziehen. " 

Das Statistische Bundesamt hat in der 39. Sitzung er- 
ste Ergebnisse eines Versuchs vorgetragen, Angaben 
aus der Studenten- und Prüfungsstatistik für eine Per- 
son miteinander zu koppeln. Es hat sich gezeigt, daß 
eine Zusammenführung grundsätzlich möglich ist. 
Der Ausschuß hat seine Programmarbeitsgruppe be- 
auftragt, die Ergebnisse im einzelnen zu prüfen und 
weitere Empfehlungen vorzubereiten. 

Ebenfalls in der 39. Sitzung beschloß der Ausschuß 
die folgende Stellungnahme zur Prüfungsstatistik: 


„1. Vollständigkeit der Erhebung 

Der Ausschuß erkennt die Bemühungen um eine Ver- 
vollständigung der Datenbasis und die in den vergan- 
genen Jahren erreichten Fortschritte an. Auch bei im 
einzelnen noch auf tretenden Erhebungslücken ist die 
Prüfungsstatistik für Analysen generell brauchbar 
und somit eine wichtige Ergänzung der Studentensta- 
tistik. 


2. Definition und Erfassung nicht bestandener Prü- 
fungen 

Nach Auffassung des Ausschusses ist primär die Er- 
fassung der mit Erfolg abgeschlossenen Prüfungen 
wichtig. Auch für die Zahl der nicht bestandenen Prü- 
fungen besteht großes Interesse, hier ist aber aus 
rechtlichen und organisatorischen Gründen vielfach 
keine Vollständigkeit erreichbar. Insbesondere die 
Meldungen über nicht bestandene „studienbeglei- 
tende" oder abschnittsweise abgelegte Prüfungen 
sind je Hochschule oder zwischen den Studiengängen 
nicht vergleichbar. 

Das Statistische Bundesamt wird gebeten, mit den sta- 
tistischen Landesämtern möghchst klare und allge- 
mein verbindliche Definitionen zur Erfassung der 
nicht bestandenen Prüfungen in der Statistik festzule- 
gen. 


3. Vor- und Zwischenprüfungen 

Auf eine Erfassung der Vor- und Zwischenprüfungen 
in der bundeseinheitlichen Prüfungsstatistik sollte 
verzichtet werden. Der organisatorische Ablauf dieser 
Prüfungen und die Rechtsvorschriften für ihre Durch- 
führung sind so uneinheitlich, daß aktuelle statistische 
Ergebnisse nicht zu erwarten wären. 


4. Prüfungserfolgsquoten 

Der Ausschuß unterstreicht den Nutzen einer prakti- 
kablen und eindeutig definierten Prüfungserfolgs- 
quote. Hierzu liegen von Mitghedem und anderen 
Sachverständigen wichtige methodische Beiträge vor. 
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u. a. aus den Fachtagungen 1983 und 1985. Die Dis- 
kussion ist aber noch nicht abgeschlossen. " 


2.5 Hochschulstatistische Kennzahlen 

In der Berichtsperiode 1984/85 hatte der Ausschuß 
seine Absicht zur Festlegung hochschulspezifischer 
Kennzahlen noch nicht realisieren können. Nach Vor- 
schlägen des Unterausschusses Hochschuldaten der 
Kultusministerkonferenz soll jetzt der Bedarf an amt- 
lichen Kennzahlen abgestimmt und sollen entspre- 
chende Angaben auch in das künftige Arbeits- und 
Veröffentlichungsprogramm des Statistischen Bun- 
desamtes eingebracht werden. Amtliche Kennzahlen 
sind zunächst für den Übergang Schule — Hoch- 
schule sowie als bevölkerungsbezogene Bildungs- 
quoten zu berechnen. Weitere Kennzahlen, die noch 
methodische Probleme aufwerfen oder deren Daten- 
grundlage unsicher ist, werden vorerst zurückge- 
stellt. 

Der Ausschuß empfiehlt am 18. April 1986 einstim- 
mig, die folgenden Kennzahlen zu berechnen und in 
das laufende Veröffentlichungsprogramm aufzuneh- 
men. Grundlage der Kennzahlen sind die Daten der 
amtlichen Statistik, die nach einheitlichen Methoden 
ermittelt werden. 


„ f . Quoten für den Übergang von Schulen auf Hoch- 
schulen 

Studienanfänger nach Jahr des Erwerbs der Studien- 
berechtigung und Jahr des Studiumbeginns sowie 
Anteile der Studienanfänger an den Schulabgängern 
mit Hochschul- und Fachhochschulreife. Die Darstel- 
lung könnte durch Beschränkung auf zusammenge- 
faßte Übergangsquoten einerseits und die Einbezie- 
hung länderspezifischer Daten andererseits informa- 
torisch verbessert werden. 


2. Bevölkerungsbezogene Bildungsquoten 
(1) Hochschulberechtigte 

(1.1) Anteil der Gesamtzahl der Hochschulbe- 
rechtigten (Deutsche und Ausländer mit 
deutscher Hochschulzugangsberechtigung) 
an der gesamten altersspezifischen Wohnbe- 
völkerung 

a) Bevölkerungsanteil der Studienberech- 
tigten mit allgemeiner/fachgebundener 
Hochschulreife 

b) Bevölkerungsanteil der Studienberech- 
tigten mit Fachhochschulreife 

(1.2) Anteil der deutschen Hochschulberechtig- 
ten an der altersspezifischen deutschen 
Wohnbevölkerun g 

a) Bevölkerungsanteil der Studienberech- 
tigten mit allgemeiner/fachgebundener 
Hochschulreife 


b) Bevölkerungsanteil der Studienberech- 
tigten mit Fachhochschulreife 

(2) Studienanfänger im 1. Hochschulsemester 

(2.1) Bevölkerungsanteil der Gesamtzahl der Stu- 
dienanfänger an der gesamten altersspezifi- 
schen Wohnbevölkerung 

(2.2) Bevölkerungsanteil der deutschen Studien- 
anfänger an der altersspezifischen deut- 
schen Wohnbevölkerung . " 

In der Ausschußsitzung am 9. Januar 1987 liegt ein 
zusätzlicher Vorschlag für die Berechnung von perso- 
nalbezogenen Kennzahlen vor: 

„Für den Bereich Personal/ Student sollten vom Stati- 
stischen Bundesamt zunächst folgende Kennzahlen 
errechnet imd veröffentlicht werden: 

1. Deutsche und ausländische Studienanfänger zu 
Stellen für wissenschaftliches Personal 

2. Deutsche und ausländische Studenten insgesamt 
zu Stellen für wissenschaftliches Personal 

3. Stellen für sonstiges wissenschaftliches Personal zu 
Stellen für Professoren der Besoldungsgruppe C2 
bis C4 

4. Stellen für nicht wissenschaftliches Personal ohne 
Auszubildende zu Stellen für wissenschaftliches 
Personal 


2.6 Abiturientenbefragung 

In der 39. Sitzung beschloß der Ausschuß die folgende 
Empfehlung zur Fortführung der Abiturientenbefra- 
gung: 

„Die Mehrheit des Ausschusses für die HoChschulsta- 
tistik vertritt die Auffassung, daß die Abiturientenbe- 
fragung beibehalten werden sollte. Diese Erhebung 
bringt wertvolle Ergebnisse, die mit verhältnismäßig 
großer Sicherheit erkennen lassen, wie sich die Nach- 
frage nach Studienplätzen seitens der Hochschulbe- 
rechtigten entwickeln wird. Für die Prognose der Stu- 
dienanfänger und der Studentenzahlen sind diese Da- 
ten eine wesentliche Stütze, " 


2.7 Erschließen von Daten der amtlichen 
Hochschulstatistik 

In der 39. Sitzung des Ausschusses wurde eine Reihe 
von Fragen und Schwierigkeiten diskutiert, die sich 
bei der Auswertung der von der amtlichen Statistik 
erhobenen Daten für die Nutzer ergeben, die beson- 
ders auf aktuelle Auswertungen zu wechselnden Auf- 
gaben angewiesen sind. 
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a) Bereitstellung von hochschulbezogenen 

Ergebnissen durch das Statistische Bundesamt 

Für die Nutzer der Hochschulstatistik bestehen 
Schwierigkeiten bei der Anforderung hochschulspe- 
zifischer Daten. Das herkömmhche Verfahren, Aus- 
v/ertungen für einzelne Hochschulen vorrangig bei 
den jeweils zuständigen statistischen Landes ämtem 
anzufordem, erweist sich aus zeitlichen und organisa- 
torischen Gründen als nicht praktikabel. Es erscheint 
notwendig, daß das StBA als zentrale Stelle auch Er- 
gebnisse für einzelne Hochschulen für die überregio- 
nalen Nutzer der Statistik bereitstellt. Nur so ist eine 
einheitiiche Aufbereitung und die methodische Ver- 
gleichbarkeit der Daten gewährleistet. Außerdem las- 
sen sich die Nutzungsmöghchkeiten der erhobenen 
Daten verbessern und für die statistischen Ämter 
ebenso wie für Nutzer die Kosten für die Aufbereitung 
der Daten senken. 

Nach eingehender Erörterung dieses Problems vertritt 
der Ausschuß für die Hochschulstatistik die Auffas- 
sung, daß die Weitergabe länderübergreifender hoch- 
schulbezogener Daten an Bund, Länder, Hochschulen 
und die sie beratenden Einrichtungen durch die Kom- 
petenzabgrenzung zwischen Bund und Ländern so- 
wie zwischen den Ländern nicht behindert werden 
darf. 

Der Ausschuß bittet das Statistische Bundesamt sowie 
die Konferenz der Leiter der statistischen Ämter, dafür 
zu sorgen, daß die Einzeldaten künftig entsprechend 
aufbereitet und die Ergebnisse bei Bedarf zur Verfü- 
gung gestellt werden. 


b) Bereitstellung von Daten auf EDV-Datenträgern 

Für viele Nutzer der Statistik wäre es hilfreich und 
kostensparend, wenn sie die Ergebnisse von Stan- 
dard- oder Sonderauswertungen statt in Form ge- 
druckter Tabellen auf EDV-Datenträgern (Magnet- 
band, Diskette) gehefert bekämen. Das StBA prakti- 
ziert diese Art der Weitergabe von Daten im Bereich 
der Hochschulstatistik derzeit nicht. 

Zum Problembereich „Datenheferung in elektronisch 
lesbarer Form" spricht der Ausschuß für die Hoch- 
schulstatistik folgende einstimmige Empfehlung 
aus: 

„Das StBA wird gebeten, für die Zukunft sicherzustel- 
len, daß Auswertungen, die veröffenthcht worden 


sind, auch in elektronisch lesbarer Form an die Nutzer 
gehefert werden. Der Ausschuß für die Hochschulsta- 
tistik betrachtet es als Selbstverständhchkeit, daß Da- 
ten in dieser Form herausgegeben werden. 

Auch unveröffenthchte Ergebnisse und Tabellen soU- 
ten in maschinenlesbarer Form zur Verfügung stehen. 
Die Prüfung auf datenschutzrechthche LFnbedenkhch- 
keit durch die Fachabteilung steht dem nicht im 
Wege. 

Diese dringenden Anhegen der Nutzer der Hoch- 
schulstatistik soUen den zuständigen Stehen im StBA, 
ggf. auch dem Bundesministerium des Innern, vorge- 
tragen werden. Der Ausschuß bittet um Unterrichtung 
über deren SteUungnahmen. " 


c) Verbesserung der Auswertungsmöglichkelten für die 
Nutzer der amtlichen Hochschulstatistik 

Das Aufbereitungs- und Veröffenthchungsprogramm 
der Hochschulstatistik wird nach Auffassung vieler 
Ausschußmitgheder den gegenwärtigen Datenanfor- 
derungen der Nutzer nicht mehr gerecht. Für die ver- 
schiedenen Planungsebenen — Bund, Land, Hoch- 
schule — besteht ein unterschiedhcher, dabei rasch 
veränderhcher Datenbedarf, der aUein durch die nur 
in großen Zeitabständen aktuahsierbaren Standard- 
auswertungen nicht befriedigt werden kann. 

Nach eingehender Aussprache empfiehlt der Aus- 
schuß für die Hochschulstatistik dem Statistischen 
Bundesamt, die notwendigen Vorkehrungen zu tref- 
fen, um einem bestimmten Nutzerkreis die für Pla- 
nungs- und Forschungszwecke notwendigen Tabel- 
len über STATIS-Bund zur Verfügung zu stellen. 

Der Ausschuß hält es für geboten, daß in einem novel- 
herten Hochschulstatistikgesetz die Voraussetzungen 
für die Einrichtung und den Betrieb einer hochschul- 
spezifischen Datenbank geschaffen werden. Der Ge- 
setzgeber wird gebeten, im Rahmen der Novellierung 
des Hochschulstatistikgesetzes Regeln für die Frei- 
gabe von Einzelergebnissen sowie den Nutzerkreis 
festzulegen, für den die Übermittlung von statisti- 
schen Einzeldaten zulässig ist. Weiter sollten dabei 
auch die Kostenregelung und die erforderhche Perso- 
nalausstattung für das Statistische Bundesamt be- 
rücksichtigt werden. 


9 



Drucksache 11/1993 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


III. Probleme und Vorschläge 


Die vom Ausschuß für die Hochschulstatistik bereits 
im 7. Bericht begonnenen fachlichen Überlegungen 
zu den Auswirkungen des Volkszählungsurteils des 
Bundesverfassungsgerichts vom 15. Dezember 1983 
auf die Hochschulstatistik und die Erörterungen einer 
Novelle zum Hochschulstatistikgesetz wurden fortge- 
setzt. Die Möglichkeit zur intensiven Befassung mit 
der gesamten Problematik der Hochschulstatistik er- 
gab sich dadurch, daß in der vergangenen Legislatur- 
periode die Novelle zum Hochschulstatistikgesetz in- 
folge der Einwendungen des Bundesrates und wegen 
der erforderlichen Anpassung an die Neuregelungen 
des Bundesstatistikgesetzes vom 22. Januar 1987 
nicht mehr zur Verabschiedung kam. 

Der Ausschuß für die Hochschulstatistik hat zum ei- 
nen eingehend die Frage geprüft, ob der im geltenden 
Hochschulstatistikgesetz festgelegte Katalog an Be- 
standsdaten so fortgeführt werden soll und ggf. wel- 
che Ändenmgen, insbesondere auch unter dem 
Aspekt der Rationalisierung, möglich sind (vgl, hierzu 
Anlage 1). 

Er hat ferner die Frage der Weiterführung der Stu- 
dienverlaufsstatistik, die nach dem geltenden Gesetz 
(§ 4 HStatG) durchzuführen ist, noch einmal sorgfältig 
einer differenzierten, abwägenden Prüfung zugeführt 
(vgl. Anlage 2). Maßgeblich für diese Prüfung war die 
fachliche Abschätzung des unabdingbar notwendi- 
gen Informationsbedarfs für Bund, Länder und die an 
der Hochschulplanung beteiligten Institutionen. Mit 
einer Beurteilung der damit zusammenhängenden 
rechtlichen Fragen hat sich der Ausschuß nicht be- 
faßt. 

Der Ausschuß für die Hochschulstatistik faßt seine in 
den Anlagen 1 und 2 formulierten Vorschläge zur No- 
vellierung des Hochschulstatistikgesetzes wie folgt 
zusammen: 


1. Bestandsdaten der Hochschulstatistik 

Die Ergebnisse der im Hochschulstatistikgesetz von 
1971 angeordneten Erhebungen über die Studenten 
und Prüfungen sowie über das Personal, die Räume 
und die Finanzen der Hochschulen fügen sich zu ei- 
nem umfassenden und in seinen Einzelteilen aufein- 
ander abgestimmten System von statistischen Infor- 
mationen zusammen. Sie bilden in ihrer Gesamtheit 
eine unverzichtbare Arbeitsgrundlage für die Planung 
und Verwaltung des Hochschulbereiches. Die Daten 
aus den genannten Erhebungen müssen auch in Zu- 
kunft zur Verfügung stehen. 

Da die im Hochschulbereich bisher übliche Verbin- 
dung von Aufgaben der Statistik und des Verwal- 
tungsvollzugs aus verfassungsrechtlichen Gründen 
nicht mehr aufrechterhalten werden kann, muß die 
Datengewinnung bei einigen Hochschulstatistiken 


neu organisiert werden. Hierbei ergeben sich Abstri- 
che in den Datenkatalogen (z. B. Angaben über die 
berufliche Stellung und die Schulbildung der Eltern). 
Diese müssen in Kauf genommen werden, da sie den 
Aussage gehalt der Hochschulstatistik nicht in ihrem 
Kern beeinträchtigen. 

Der Vorschlag zur Bestandsstatistik wie auch die an- 
liegenden Merkmalskataloge gehen jedoch davon 
aus, daß die Studienverlaufsauswertungen ein- 
schließlich der Verknüpfung mit den Prüfungsdaten 
im novellierten Hochschulstatistikgesetz enthalten 
sein werden. Nur unter dieser Voraussetzung kann 
auch die bisherige Individualerhebung der Prüfungs- 
kandidaten „eingespart" werden. Der Ausschuß ist 
allerdings der Auffassung, daß einige Daten künftig 
im Rahmen der Verwaltungsstatistik der Prüfungsäm- 
ter zusätzlich einbezogen werden müssen (vgl. wegen 
weiterer Änderungsvorschläge zur Individualbefra- 
gung der Prüfungskandidaten und der Beschränkung 
der Raumbestandsstatistik Anlage 1), 

Die Studentenstatistik, die bisher auf einer direkten 
Befragung der Studenten aufbaut, soll künftig auf 
eine sekundärstatistische Basis gestellt werden. Aus- 
kunftspflichtig werden die Hochschulverwaltungen 
sein, che die für die Statistik benötigten Angaben aus 
den bei ihnen vorhegenden Verwaltungsunterlagen 
liefern. Damit ist sichergestellt, daß die bisherigen 
Informationen auch nach Novelherung des Hoch- 
schulstatistikgesetzes zur Verfügung stehen werden. 


2. Abiturientenbefragung 

In den vergangenen Jahren haben sich durch die Ab- 
iturientenbefragung wertvolle Daten ergeben, die mit 
verhältnismäßig großer Sicherheit erkennen lassen, 
wie sich die Nachfrage nach Studienplätzen seitens 
der Hochschulberechtigten entwickeln wird. Für die 
Prognose der Studienanfänger- und Studentenzahlen 
waren diese Daten eine wesenthche Stütze. Die Mehr- 
heit des Ausschusses für die Hochschulstatistik vertritt 
daher die Auffassung, daß die Abiturientenbefragung 
beibehalten werden sollte. 


3. Notwendigkeit einer Studienverlaufsstatistik 

3.1 

Gemäß § 4 des Hochschulstatistikgesetzes von 1971 
soll neben der Bestandsstatistik auch eine Verlaufs- 
statistik durchgeführt werden. Das Statistische Bun- 
desamt hat auf der Grundlage einer für diese Zwecke 
eingerichteten Verlaufsdatei im Jahre 1979 mit ent- 
sprechenden Auswertungen begonnen. 
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Grund für die Notwendigkeit dieser Studienverlaufs- 
auswertungen ist die Erkenntnis, daß die Bestandsda- 
ten allein keinen hinreichenden Einblick in die Stu- 
dienabläufe und die Effizienz der Hochschulen geben 
können. Dies gilt im besonderen Maß für das deutsche 
Hochschulsystem deswegen, weil die im Hochschul- 
rahmengesetz verankerte Freiheit des Studiums (§ 7 
HRG) zu einer freien Gestaltung der Studienverläufe 
führt und damit das tatsächhche Geschehen innerhalb 
der Hochschulen schwer durchschaubar wird. 

Die künftige Situation im Hochschulbereich wird noch 
vermehrt Erkenntnisse über die Ausbildungsprozesse 
erfordern. Zu diesem Zweck zielen die Studienver- 
lauf sauswertungen darauf ab, die Aussagen zum 
„Studienschicksal" der einzelnen Studienanfänger- 
generationen durch fachgerechte Verknüpfung der 
erhobenen Bestandsdaten aus der Studenten- und 
Prüfungsstatistik zu gewinnen. Damit können dann in 
aggregierter und anonymer Form Aussagen gemacht 
werden z. B. über die Verweildauer der Studenten an 
der Hochschule, die Häufigkeit des Hochschulwech- 
sels oder des Fachwechsels, die Häufigkeit und den 
Zeitpunkt des erfolgreichen Abschlusses oder eines 
Studienabbnichs. 

Der Ausschuß rechnet angesichts der knapper wer- 
denden Ausstattungsmittel im Hochschulbereich und 
der Notwendigkeit zu mehr Rexibihtät im Ressour- 
ceneinsatz, zu Umschichtungen der vorhandenen 
Mittel zwischen unterschiedhchen Fachrichtungen 
oder gar Hochschularten sowie der Notwendigkeit, 
die Effektivität und Akzeptanz von Hochschulstand- 
orten darzustellen, mit einem zunehmenden Bedarf 
an solchen studienverlaufsspezifischen Informatio- 
nen. 


3.2 

Alle in die Planung und Hochschulpolitik eingeschal- 
teten Institutionen haben immer wieder den dringen- 
den Bedarf an Studienverlaufsdaten und Daten über 
den Studienerfolg zum Ausdruck gebracht. So hat 
auch die Bundesregierung in der Begründung zum 
Regierungsentwurf für ein neues Hochschulstatistik- 
gesetz vom 31. Januar 1986 grundsätzlich die Bedeu- 
tung von Untersuchungen zum Studienverlauf unter- 
strichen, wenn sie auch zum damahgen Zeitpunkt die 
spezielle Methode einer personenbezogenen Ver- 
knüpfung von Studenten- und Prüfungsdaten nicht 
aufnahm. Als unverzichtbar haben die Verknüpfung 
bezeichnet der Bundesrat bei der Behandlung des 
Regierungsentwurfs des Hochschulstatistikgesetzes 
(14. März 1986) und die Kultusministerkonferenz 
(Stellungnahme vom 8. Februar 1985). Auch die zur 
Beratung von Bund und Ländern eingerichteten Insti- 
tutionen, wie der Wissenschaftsrat, die Hochschul- 
Informations- System GmbH, die Bundesanstalt für 
Arbeit im Rahmen ihrer Aufgaben nach dem Arbeits- 
förderungsgesetz und die Westdeutsche Rektoren- 
konferenz, haben die Notwendigkeit solcher flächen- 
deckender, fachhch und regional feingegliederter Da- 
ten für ihre Tätigkeit unterstrichen. Die Studienver- 
lauf sstatistik ist hiernach ein unverzichtbares Instru- 
ment für die Zwecke der Hochschulplanung. 


3.3 

Das Statistische Bundesamt hat im Verlauf des Be- 
richtszeitraums die Verlaufsdatei auf dem laufenden 
gehalten und Auswertungen zum Studienwechsel 
und zum Hochschulwechsel veröffenthcht. Noch nicht 
veröffenthchte Untersuchungen wurden außerdem 
zur Verweildauer der Studenten vorgenommen. Au- 
ßerdem wurde ein Abgleich der Studienverlaufsdatei 
mit den Daten der Prüfungs-Individualstatistik er- 
stellt. Dieser Abgleich läßt erkennen, daß eine Zusam- 
menführung von Daten der verschiedenen Bestands- 
dateien technisch möghch ist und hohe Zusammen- 
führungsquoten erbracht hat. Diese zunächst tech- 
nisch zu verstehenden Ergebnisse lassen aber erwar- 
ten, daß dieses Verfahren praktizierbar ist und zu in- 
halüich verwertbaren Erkenntnissen führen wird. 


3.4 

Die auf Bestandsdaten abgestellte Hochschulstatistik 
kann den Bedarf an den folgenden Studienverlaufsda- 
ten und Fragestellungen nicht befriedigen: 


a) Studienwechsel 

In welcher Häufigkeit findet ein Studienwechsel statt, 
gibt es einen bestimmten Anteil von Studienwechsel 
bei einzelnen Bezugsgruppen, wann findet der Stu- 
dienwechsel statt, wie sind die Wechselbewegungen 
zwischen den Studienfächern, welche Auswirkungen 
bestehen hier bei Numerus-clausus-Fächern, bei 
Lehramtsstudiengängen, und welcher Zusammen- 
hang besteht zwischen Studienerfolg und früherem 
Studienwechsel? 


b) Verweildauer 

Wieviel Hochschul- oder Fachsemester werden bis 
zum erfolgreichen Studienabschluß benötigt, wie ist 
die durchschnitthche Verweildauer der erfolgreichen 
Prüfungskandidaten in bestimmten Fächern und Stu- 
diengängen, in welchem Umfang unterscheidet sich 
die Fachverweildauer in gleichen Fächern zwischen 
einzelnen Hochschulen, wie ist der Zusammenhang 
zwischen Verweildauer, Studienerfolg und Prüfungs- 
erfolg, wie hoch ist die durchschnitthche Gesamtver- 
weildauer der Studenten bis zum Abgang von der 
Hochschule? 


c) Studienerfolg und Studienabbruch 

Welcher Prozentsatz von Studenten beendet das Stu- 
dium erfolgreich und wieviel Studenten brechen das 
Studium ab, wie sind die Studienabbruchs- und Er- 
folgsquoten fachbezogen, zu welchem Zeitpunkt wird 
durchschnittlich das Studium abgebrochen, wie ist 
das Verhältnis der genannten Quoten zwischen ein- 
zelnen Hochschulen und Hochschularten und wie 
sind die Zusammenhänge zwischen nicht bestande- 
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nen Abschlußprüfungen, Studienwechsel und Stu- 
dienabbruch? 

Vergleiche im übrigen Anlage 2, S. 45 ff. 


3.5 

Die Überprüfung durch den Ausschuß für die Hoch- 
schulstatistik hat ergeben, daß dieser Bedarf an fach- 
lich und regional tiefgegliederten studienverlaufsspe- 
zifischen Erkenntnissen mit Hilfe anderer Erhebungs- 
instrumente nicht oder nicht befriedigend abgedeckt 
werden kann. Der Ausschuß hat zu diesem Zweck die 
Leistungsfähigkeit anderer Methoden eingehend 
überprüft (vgl. hierzu Anlage 2, S. 53 ff.). 

Zusammenfassend stellt der Ausschuß für die Hoch- 
schulstatistik fest: 

1. Die Ergebnisse der im Hochschulstatistikgesetz 
von 1971 angeordneten Erhebungen über die Stu- 
denten und Prüfungen sowie über das Personal, die 
Räume und die Finanzen der Hochschulen fügen 
sich zu einem umfassenden und in seinen Einzel- 
teilen aufeinander abgestimmten System von stati- 
stischen Informationen zusammen. Sie bilden in 
ihrer Gesamtheit eine unverzichtbare Arbeits- 
grundlage für die Planung und Verwaltung des 


Hochschulbereichs. Die Daten aus den genannten 
Erhebimgen müssen auch in Zukunft zur Verfü- 
gung stehen. 

Der Ausschuß macht jedoch konkrete Vorschläge, 
welche Daten künftig nicht mehr zu erheben sind 
und welche zusätzlichen Daten ohne Mehrauf- 
wand miterhoben werden sollten. 

2. Der Ausschuß für die Hochschulstatistik vertritt die 
Auffassxing, daß die Abiturientenbefragung beibe- 
halten werden soll. 

3. Nur durch eine Studienverlaufsstatistik in Form se- 
mesterweiser Verknüpfungen von Datensätzen der 
Studentenbestands- und der Prüfungsstatistik 
kann der Bedarf an umfassenden flächendecken- 
den, zugleich fachlich imd regional feingeglieder- 
ten sowie anonymisierten Studienverlaufsinforma- 
tionen abgedeckt, die notwendige datenmäßige 
Unterstützung der Institutsforschung sichergestellt 
und den Anforderungen einer rationellen Datenge- 
winnung Rechmmg getragen werden. Die Erfah- 
rungen, die mit den bis jetzt vorgenommenen Zu- 
sammenführungen gemacht wurden, lassen erken- 
nen, daß die Studienverlaufsstatistik technisch 
möghch ist und zu inhaltlich grundsätzhch brauch- 
baren Ergebnissen führen wird. 


12 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode DrUCkSdChG 11/1993 


IV. Anlagen 


Anlage 1 


Bestandsdaten der Hochschulstatistik 


1. Ausgangslage 

Die Ergebnisse der im Hochschulstatistikgesetz von 
1971 angeordneten Erhebimgen über die Studenten 
imd Prüfungen sowie über das Personal, die Räume 
und die Finanzen der Hochschulen fügen sich zu ei- 
nem umfassenden und in seinen Einzelteilen aufein- 
ander ab gestimmten System von statistischen Infor- 
mationen zusammen. Sie büden in ihrer Gesamtheit 
eine unverzichtbare Arbeitsgrundlage für die Planung 
und Forschung im Hochschulbereich. Die Daten aus 
den genannten Erhebungen müssen auch in Zukunft 
möglichst ungeschmälert zur Verfügung stehen. 

Da die im Hochschulbereich bisher übliche Verbin- 
dung von Aufgaben der Statistik und des Verwal- 
tungsvollzugs aus verfassxmgsrechtlichen Gründen 
nicht länger aufrechterhalten werden kann, ergibt 
sich die Notwendigkeit, die Datengewinnung bei eini- 
gen Hochschulstatistiken neu zu organisieren. In Zu- 
sammenhang damit müssen einige Abstriche in den 
Datenkatalogen in Kauf genommen werden, die je- 
doch den Aussagegehalt der Hochschxolstatistik ins- 
gesamt nicht wesentlich beeinträchtigen. 


IL Die einzelnen Hochschulstatistiken 
1. Studentenstatistik 

Die Studentenstatistik, die bisher auf einer direkten 
Befragung der Studenten aufbaut, soll künftig auf 
eine sekundär statistische Basis umgestellt werden. 
Auskunftspflichtig werden die Hochschxolverwaltun- 
gen sein, die die für die Statistik benötigten Angaben 
aus den bei ihnen vorliegenden Verwaltungsimterla- 
gen liefern. 

Es wird erwartet, daß durch diese Umstellung der 
Umfang der bisherigen Statistik nicht wesentlich be- 
einträchtigt wird, weil die meisten der von der Stati- 
stik benötigten Angaben auch im Verwaltungsvollzug 
gebraucht imd daher seitens der Hochschulverwal- 
timgen auf einer ländereinheitlichen Grundlage von 
den Studenten erfragt werden. Ledighch Daten, die 
ohne Bedeutung für die Hochschulverwaltung sind, 
stehen künftig nicht mehr zur Verfügung. Es handelt 
sich um die Angaben über die berufliche Stellung und 
die Ausbildung der Eltern, axd deren — methodisch 
ohnehin nicht voll zufriedenstellende — Ermittlung 
im Rahmen der Studentenstatistik künftig verzichtet 
werden muß. 


2. Statistik der Prüfungen 

Derzeit gibt es zwei getrennt voneinander geführte 
Statistiken, nämlich die aus den Verwaltungsimterla- 
gen der Prüfungsämter mit knappem Merkmalskata- 
log erstellte Statistik der Prüfungsteilnehmer und die 
auf einer Individualbefragung basierende Statistik 
der Prüfungskandidaten, die insbesondere ausführli- 
che Angaben zum Studienverlauf des zu Prüfenden 
enthält. 

Die letztgenannte Statistik wird im Verbund mit den 
Prüfungsämtem dxirchgeführt, die auf den Erhe- 
bungsbogen der Kandidaten jeweils vermerken, ob 
die Prüfimg mit oder ohne Erfolg abgelegt wurde. 
Wenn wegen des Grundsatzes der Trennung von Sta- 
tistik und Verwaltung eine solche Ergänzung der Aus- 
künfte der Prüfungskandidaten künftig in der bisheri- 
gen Form nicht mehr möglich ist, wird die Statistik um 
ihre wesentlichste Aussage vermindert. Es besteht 
dann kein Grund mehr, sie beizubehalten, zumal die 
Angaben über den Studienverlauf des Prüfungskan- 
didaten durch die Verknüpfung mit der Studentensta- 
tistik im Rahmen der Studienverlaufsauswertungen 
ohnehin vorliegen imd deshalb nicht mehr gesondert 
erfragt zu werden brauchen. 

Die künftig allein aus den Unterlagen der Prüfungs- 
ämter zu erstellende Statistik der Prüfungsteilnehmer 
soll auf Individualdatenlieferung umgestellt werden, 
d. h. die Angaben sollen künftig für jeden einzelnen 
Prüfimgsteilnehmer imd nicht mehr als Summen ge- 
liefert werden. Dies schafft die Voraussetzung für eine 
Verknüpfung mit den Studentendaten zum Zwecke 
der Darstellimg von Studienverläufen. Deswegen soll 
der Katalog der Statistik um die für die Zusammenfüh- 
rung erforderlichen Merkmale imd um die Erhe- 
bungsmerkmale „Geburtsmonat und Jahr", „Datum 
des Abschlusses der Prüfung", „Zahl der Fachseme- 
ster" und „Gesamtnote" erweitert werden. Durch den 
Wegfall der Statistik der Prüfungskandidaten gehen 
die bisher erhobenen Angaben über die Dauer von 
Auslandsstudien verloren. 


3. Personalstatistiken 

Die Statistiken über das Hochschulpersonal beruhen 
auf den jährlichen Meldungen der Hochschulverwal- 
tungen über das an den Hochschulen tätige Personal, 
die durch eine im sechsjährlichen Turnus durchge- 
führte Individualbefragung des wissenschaftlichen 
und künstlerischen Personals ergänzt werden. Die In- 
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dividualbefragung liefert insbesondere Angaben über 
das Alter der Lehrpersonen, ihre Ausbildung und den 
Schwerpunkt ihrer beruflichen Tätigkeit. Beide Stati- 
stiken sollen weitergeführt werden. 


4. Habilitationsstatistik 

Auch diese auf Angaben der Hochschulverwaltung 
basierende Statistik soll weitergeführt werden. Nach- 
zuweisen sind der jährliche Neuzugang an Ersthabili- 
tationen und Angaben zur Person des Habilitierten. 


5. Raumbestandsstatistik 

Die aus den Unterlagen der Hochschulverwaltungen 
erstellte Statistik der Raumbestände soll künftig nur 
noch die in die Gemeinschaftsaufgabe „Aus- und 
Neubau von Hochschulen" einbezogenen Institutio- 
nen umfassen, im übrigen aber unverändert weiterge- 
führt werden. 


6. Hochschulfinanzstatistik 

Dem Vorschlag, diese Statistik auf mehrjährigen Er- 
hebungsturnus umzustellen, sollte aus Gründen der 
Kontinuität bei der Ergebnisbereitstellung nicht ge- 
folgt werden. Auch diese Statistik ist eine Sekundär- 
statistik, d. h. es liegen ihr Angaben aus den Haus- 
haltsunterlagen der Hochschulen zugrunde. 


7. Statistik der Studentenwohnplätze 

Diese Statistik soll weitergeführt werden. 


8. Abiturientenbefragung 

Die Mehrheit des Ausschusses für die Hochschulstati- 
stik vertritt die Auffassung, daß die Abiturientenbe- 
fragung beibehalten werden sollte. Durch die Befra- 


gung ergeben sich wertvolle Daten, die mit verhältnis- 
mäßig großer Sicherheit erkennen lassen, wie sich die 
Nachfrage nach Studienplätzen seitens der Hoch- 
schulberechtigten entwickeln wird. Für die Prognose 
der Studienanfänger- und Studentenzahlen sind diese 
Daten eine wesentiiche Stütze. 

Die Merkmalskataloge der vorstehend aufgeführten 
Statistiken sind aus der als Anhang beigefügten Über- 
sicht zu ersehen, in der jeweils nach Erhebungs- und 
Hilfsmerkmalen unterschieden wird. 


IIL Abschließende Beurteilung 

Die Bestandsstatistiken als tragende Pfeiler der Hoch- 
schulstatistik werden durch den Zwang, künftig die 
Aufgaben der Statistik strikt von denen der Verwal- 
tung zu trennen, in Umfang und Inhalt nur wenig 
beeinträchtigt. Es ist also davon auszugehen, daß die 
bisherigen Informationen auch nach der Novellierung 
des Hochschulstatistikgesetzes nahezu ungekürzt zur 
Verfügung stehen werden. 

Dieser Vorschlag zur Bestandsstatistik wie auch die 
anliegenden Merkmalskataloge gehen davon aus, 
daß die Studienverlaufsauswertungen, einschließlich 
der Verknüpfung mit den Prüfungsdaten, im novel- 
herten Hochschulstatistikgesetz enthalten sind. Nur 
unter dieser Voraussetzung kann auch die bisherige 
Individualerhebung der Prüfungskandidaten „einge- 
spart" werden. 

Zu ändern sind die Erhebungs- und Aufbereitungsun- 
terlagen der Studenten- und Prüfungsstatistik, d. h. 
beide Statistiken müssen auch neu programmiert wer- 
den. Da dies einen erheblichen Arbeitsaufwand ver- 
ursacht, müßten, um die Ergebnisbereitstellung nicht 
zu unterbrechen, Übergangsregelungen für das Aus- 
laufen der bisherigen und den Beginn der künftigen 
Ergebnisbereitstellung getroffen werden. 
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Merkmalskatalog der Bestandsstatistiken 

(als Vorschlag für die Neufassung des HStatG) 

1 Studentenstatistik (semesterweise) 

Hilfsmerkmale: 

Familienname, Vorname 

Geburtsname 

Matrikelnummer 

Geburtstag 

Geburtsort 

Erhebungsmerkmale: 

Geburtsmonat, -jahr 
Geschlecht 

Wohnsitz — Land/Kreis 

Staatsangehörigkeit 

Familienstand 

Land, Kreis und Jahr des Erwerbs sowie Art der Hoch- 
schulzugangsberechtigung 

Berufspraktische Tätigkeit vor Aufnahme des Studi- 
ums 

Derzeit besuchte Hochschule(n) und Hochschule der 
Ersteinschreibung 

Studiengänge (= Studienfächer und angestrebte Ab- 
schlußprüfungen) 

Im Vorsemester besuchte Hochschule 

Hochschul- bzw, Fachsemester 

Semester der Ersteinschreibung 

Hörerstatus (z. B. Haupt-, Nebenhörer, StudienkoUe- 
glat) 

Art des jetzigen Studiums (z. B. Präsenz-, Fernstu- 
dium, Praxissemester) 

Letzte bestandene Abschlußprüfung (Studiengang, 
Semester und Jahr) 

Beurlaubungsgründe, -Semester und -jahr 
Exmatrikulationsgründe, -Semester und -jahr 

2 Statistik der Prüfungsteilnehmer 

(semesterweise) 

Hilfsmerkmale: 

Familienname, Vorname 

Geburtsname 

Matrikelnummer 


Anhang zur Anlage 1 

Geburtstag 

Geburtsort 

Erhebungsmerkmale: 

Zuletzt besuchte Hochschule 
Geburtsmonat, -jahr 
Geschlecht 

Staatsangehörigkeit (Deutsche/Ausländer) 
Studiengang (Studienfächer und Abschlußart) 

Zahl der Fachsemester 

Prüfungserfolg (einschl. Gesamtnote der Prüfung) 
Datum des Prüfungsabschlusses 

3 Personalstatistiken 

3.1 Statistik des Personals an Hochschulen 

(jährlich) 

Personal 

Hochschule 

Fachgebiet und organisatorische Einheit 
Geschlecht 

Dienstverhältnis (z. B. Beamte/Angestellte/Arbei- 
ter) 

Beschäftigungsverhältnis (z. B. Vollzeit, Teilzeit; 
auf Dauer, auf Zeit) 

Dienstbezeichnung 

Besoldungs- und Vergütungsgruppe 

Art der Finanzierung (Hochschul-, Zentral-, Dritt- 
mittel) 

Besetzte/nicht besetzte Stellen 
Hochschule 

Fachgebiet und organisatorische Einheit 
Besoldungs- und Vergütungsgruppe 
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3.2 Statistik des wissenschaftlichen und 
künstlerischen Personals 

(sechsjährlich/Individualbefragung) 

Hilfsmerkmale: 

Familienname, Vorname 
Anschrift 

Erhebungsmerkmale: 

Geschlecht 

Geburtsmonat und -jahr 

Staatsangehörigkeit 

Hochschule 

Dienstverhältnis 

Beschäftigungsverhältnis 

Dienstbezeichnung 

Besoldungs- und Vergütungsgruppe 

Fachlicher Schwerpunkt der Tätigkeit 

Organisatorische Einheit 

Ausbildungsverlauf 

Hochschule, Fachgebiet, Monat und Jahr einer Habi- 
litation 

Jahr der ersten Berufung zum Professor 

Weitere Beschäftigungsverhältnisse 

Berufliche Tätigkeit vor der Beschäftigung an der 
Hochschule nach Dauer, Stellung im Beruf und Wirt- 
schaftszweig 

4 Statistik der Habilitationen (jährlich) 
Hochschule 

Fachgebiet und organisatorische Einheit 

Beschäftigungsverhältnis (auch Tätigkeit außerhalb 
der Hochschule) 

Geschlecht 


Geburtsmonat und -jahr 
Staatsangehörigkeit (Deutsche/Ausländer) 

Monat, Jahr und Lehrfach der Habilitation 

5 Statistik des Raumbestandes an Hochschulen 

(jährlich) 

Hochschule 

Räume nach Fachgebiet und organisatorischer Ein- 
heit 

Zugehörigkeit zu Gebäude 

Größe 

Nutzung 

6 Statistik der Hochschulfinanzen (jährhch) 
Hochschule 

Ausgaben und Einnahmen nach organisatorischen 
Einheiten in fachlicher und in haushaltsmäßiger Ghe- 
derung 

7 Statistik der Studentenwohnplätze (jährhch) 

Wohnplätze in Studentenwohnheimen und in Privat- 
unterkünften mit besonderer Förderung 

8 Abiturientenbefragung (jährhch) 

Schulort 

Schulzweige 

Geschlecht 

Geburtsjahr 

Art des angestrebten Schulabschlusses 

Art, Beginn und Fachrichtung des angestrebten Studi- 
ums bzw. der angestrebten Ausbildung 

Angestrebter Studienort 
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Anlage 2 


Notwendigkeit einer Studienverlaufsstatistik 


L Ausgangslage 

Die Notwendigkeit einer Studienverlaufsstatistik ha- 
ben besonders betont 

— der Wissenschaftsrat, 

— die Kultusministerkonferenz, 

— die Bundesanstalt für Arbeit, 

— die Hochschul-Informations-System GmbH (HIS). 

Im einzelnen wird dies wie folgt begründet: 

Üblicherweise werden in der Statistik Bestandsdaten 
erhoben. Dies heißt für die Hochschulstatistik, daß 
Daten über den Bau-, Finanz- und Kapazitätsbedarf 
sowie über die Studentenbestände an den Hochschu- 
len und deren Strukturen zu bestimmten Stichtagen 
erfragt werden. Gemäß § 4 Hochschulstatistikgesetz 
(HStatG) von 1971 sollen darüber hinaus die für Stu- 
dienverlaufsauswertungen notwendigen Tatbestände 
erhoben werden. Das Statistische Bundesamt hat 1979 
mit entsprechenden Auswertungen begonnen. 

Die künftige Situation im Hochschulbereich wird ver- 
mehrt Erkenntnisse über die Ausbildungsprozesse an 
den Hochschulen zur besseren Transparenz von 
Hochschulleistungen erfordern. Solche Daten, die 
z. B. das Studienschicksal einer Studienanfängerge- 
neration beschreiben, werden gewonnen, indem die 
semesterweise erhobenen Bestandsdaten in geeigne- 
ter Weise zueinander in Beziehung gesetzt werden. 
Durch solche Studienverlaufsauswertungen wird es 
möglich, in aggregierter, also anonymer Form Infor- 
mationen über das Studienverhalten der Studenten zu 
gewinnen, insbesondere hinsichtüch ihrer Verweil- 
dauer an der Hochschule, der Häufigkeit des Hoch- 
schul- und Fachwechsels sowie der Häufigkeit und 
des Zeitpunkts des erfolgreichen Abschlusses bzw. 
des Studienabbruchs. 

Die Daten über Ausbildungsverläufe werden in tiefer 
regionaler und fachlicher Gliederung für flächendek- 
kende hochschul- und fächerspezifische Vergleiche 
vorgehalten, um die bildungspolitischen Forderungen 
nach Transparenz im Hochschulbereich erfüllen zu 
können. Angesichts der knapper werdenden Ausstat- 
tungsmittel im Hochschulbereich und der Notwendig- 
keit zu mehr Flexibilität beim Ressourceneinsatz so- 
wie zu Umschichtungen ist mit einem zunehmenden 
Bedarf an studienverlaufsspezifischen Daten zu rech- 
nen. Aufgrund der künftig sinkenden Studentenzah- 
len wird unter den Hochschulen ein stärkerer Wettbe- 
werb einsetzen, so daß auch von Hochschulseite her 
ein entsprechender Informationsbedarf geltend ge- 
macht werden dürfte. 

Der dringliche Bedarf an verlaufsstatistischen Analy- 
sen wird auch im Regierungsentwurf der Bundesre- 
gierung für ein novelliertes Hochschulstatistikgesetz 
vom 31. Januar 1986 hervorgehoben. Ebenso haben 


die maßgeblich an der Hochschulplanung und Hoch- 
schulpolitik beteiligten Institutionen ihren dringli- 
chen Bedarf an Studienverlaufsdaten zum Ausdruck 
gebracht. So betont der Wissenschaftsrat die Be- 
deutung studienverlaufsstatistischer Analysen für 
Zwecke des Hochschulwettbewerbs und einer größe- 
ren Transparenz der Hochschulleistungen. Die HIS 
GmbH hält ebenfalls die Durchführung von Studien- 
verlaufsauswertungen durch die statistischen Ämter 
für notwendig, deren Ergebnisse ihre analytischen 
Arbeiten in vielfältiger Weise fördern können. Stu- 
dienverlaufsbezogene Gesamtanalysen bieten zu- 
sammen mit der Studentenbestandsstatistik die not- 
wendige Datenbasis, auf deren Grundlage die stich- 
probenweisen Sonderuntersuchungen der Instituts- 
forschung aufbauen können. Sie bilden quantitative 
Entwicklungen ab, deren quahtative Hinterfragung 
und Ergänzung auf Stichprobenbasis eine Aufgabe 
der Bildungsforschung sein wird. Gesamtstatistische 
Verlaufsanalysen im Zusammenspiel mit der Instituts- 
forschung werden um so dringlicher, wenn sich wie 
gerade in jüngster Zeit Strukturbrüche und rapide 
Veränderungen in den Entwicklungen im Hochschul- 
bereich aufzeigen. Die Bundesanstalt für Arbeit ist im 
Rahmen ihrer Aufgabenerfüllung nach dem Arbeits- 
förderungsgesetz (AFG) auf Studienverlaufsinforma- 
tionen dringend angewiesen, insbesondere für 
Zwecke der Arbeitsvermittlung, der Berufsberatung, 
der Arbeitsmarkt- und Berufsforschung sowie für 
Zwecke der Arbeitsmarktbeobachtung. So sind z. B. 
die Übergänge und der Durchlauf einzelner Altersko- 
horten für die Arbeitsmarkt- und Berufsforschung von 
besonderem Interesse, um Verhaltensänderungen 
und eine veränderte Bildungsbeteiligung analysieren 
sowie für die Zukunft fortschreiben zu können. Bisher 
mußte die Bildungsgesamtrechnung auf Bestandszah- 
len beschränkt werden; eine Ergänzung um fundierte 
Verlaufsauswertungen verbessert die Qualität der 
Aussagen wesenüich. 

Am deutlichsten hat die Kultusministerkonferenz in 
ihrer Stellungnahme vom 8. Februar 1985 die notwen- 
dige Fortführung der Studienverlaufsstatistik darge- 
stellt und begründet. Sie weist darauf hin, daß zuver- 
lässige, aktuelle und bedarfsorientierte statistische 
Unterlagen zu den grundlegenden Voraussetzungen 
für die Hochschulverwaltung und Hochschulplanung 
gehören. 

Auf der Grundlage dieser Stellungnahme der Kultus- 
ministerkonferenz hat sich der Bundesrat bei der Be- 
handlung des Regierungsentwurfs des Hochschulsta- 
tistikgesetzes am 14. März 1986 für die Beibehaltung 
der Studienverlaufsstatistik ausgesprochen. Anläßlich 
der Beratungen über den 7. Bericht des Ausschusses 
für die Hochschulstatistik hat der Bundesrat in seinem 
Beschluß vom 18. April 1986 nochmals hervorgeho- 
ben, daß „an der Studienverlaufsstatistik als unver- 
zichtbarem Instrument für Zwecke der Hochschulpla- 
nung sowie zur Förderung der Leistungsfähigkeit des 
Hochschulsystems festzuhalten ist". 
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II. Bedarf an Studienverlaufsdaten 

Die nachstehenden Zusammenstellungen enthalten 
für jede Studienverlaufs große neben der Definition 
die mit den jeweihgen Daten zu erfüllenden Aufgaben 
und Verwendungszwecke sowie die in diesem Zu- 
sammenhang relevanten Fragestellungen. Für einige 
Fragestellungen können auch Datenunterlagen, aller- 
dings mit begrenzter Aussagekraft, aus den Bestands- 
statistiken gewonnen werden. Dies würde vorausset- 
zen, daß die Studentenbestandsstatistik künftig um 
entsprechende verlaufsbezogene Erhebungsmerk- 
male erweitert wird, wie zum Beispiel Hochschule und 
Fach im Vorsemester, wobei jedoch Verlaufsbeobach- 
tungen für bestimmte Studienanfängerkohorten nicht 
möglich sind. Die für den Studien verlauf entscheiden- 
den Fragestellungen, wie zum Beispiel Studienerfolg, 
Studienabbruch sowie Ausbildungsverläufe für be- 
stimmte Studienanfängerjahrgänge, können von der 
amtlichen Statistik in der notwendigen Spezifizierung 
und Genauigkeit nur durch Studienverlaufsauswer- 
tungen gewonnen werden, die auf semesterweise 
Verknüpfungen von Datensätzen der Studenten- und 
Prüfungsstatistik aufbauen (im folgenden kurz als 
„Studienverlaufsstatistik'' bezeichnet). Diese Frage- 
stellungen sind durch Fußnoten näher gekennzeich- 
net. 


1. Studienwechsel 


Definition 

Ein Studienwechsel liegt vor, wenn beim Wechsel ei- 
nes Studienfaches gleichzeitig der Studienbereich ge- 
wechselt wurde oder wenn bei gleichem Studienbe- 
reich die Abschlußart und/oder die Prüfungsgruppe 
gewechselt wurde. 


Aufgaben und Verwendungszweck 

— Ausstattungsplanungen für einzelne Fächer 

— Studienberatungsaufgaben sowie Berufsberatun- 
gen im akademischen Bereich 

— Studienplatzbedarfsberechnungen 

— Kapazitäts- und Auslastungsplanungen für ein- 
zelne Fächer 

~ Beurteilung der Effizienz des Studienangebots und 
des Studienverlaufs 

— Einschätzung des Warte Verhaltens bei Numerus- 
clausus-Fächem 

— Fragen der Studienreform 


Wichtige Fragestellungen 

— Häufigkeit des Studienwechsels, z. B. Studenten 
mit einem oder mit mehrfachem Studienwech- 
seH) 

— Anteil der Studienwechsler i) 2) an bestimmten Be- 
zugsgruppen 

— Zeitpunkt bzw. Semester des Studienwechsels 

~ Wechselbewegungen zwischen den Studienfä- 
chern 1) 3) 

— Aufstellung von Fach Wechselbilanzen 

— Zusammenhang zwischen Studien- und Hoch- 
schulwechseH)^) 

— Studienwechsel von bzw. zu Numerus-clausus- 
Fächem 

— Studienwechsel aus Lehramtsstudiengängen 

— Studienwechsel wegen nicht bestandener Prüfun- 
gen in anderen Studiengängen i) 

— Studienwechsel zur Aufnahme eines zweiten Stu- 
diums 1) 

— Zusammenhang zwischen Studienerfolg und frü- 
herem Studien Wechsel i) 

— Auswirkungen des Studienwechsels auf die Stu- 
diendauer i) 


2. Hochschulwechsel 

Definition 

Hochschulwechsel ist der Übergang zu einer anderen 
Hochschule im Bundesgebiet. 


Aufgaben und Verwendungszweck 

— Regionale Hochschulplanung 

— Bewertung von Hochschulneugründungen 

— regionale Auswirkungen der zentralen Vergabe 
von Studienplätzen 

— Entwicklungsplanungen der einzelnen Hochschu- 
len 

— Landesentwicklung und regionale Strukturpla- 
nungen 

— Grundlagen für Hochschulvergleiche 


1) Informationen hierüber können aus der amtlichen Statistik 
nur durch Studienverlaufsauswertungen von semesterweise 
verknüpften Datensätzen gewonnen werden. 

2) Ohne Studienverlaufsstatistik ist lediglich der Studienwech- 
sel gegenüber dem Vorsemester oder bei entsprechend er- 
weiterter Bestandsstatistik gegenüber dem Semester der 
Erstimmatrikulation feststellbar. 

3) Ohne Studienverlaufsstatistik sind z, B. Aussagen über zeit- 
liche Fach Wechselprofile nicht möghch. 

Auf der Basis von Bestandsstatistiken sind die Zusammen- 
hänge nur soweit erkennbar, als der Studien- und Hochschul- 
wechsel im gleichen Semester erfolgen. 
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— Beurteilung der Wettbewerbssituation von Hoch- 
schulen 


Wichtige Fragestellungen 

— Anteil der Hochschulwechsler i) 5) an bestimmten 
Bezugsgruppen 

— Zeitpunkt bzw. Semester des Hochschulwechsels 

— Häufigkeit des Hochschulwechsels, z. B. Studen- 
ten mit einem oder mehrfachem Hochschulwech- 
sel i) 

— Wechselbewegungen zwischen den Hochschulen, 
z. B. zwischen alten und neuen Hochschulen 

— Aufstellung von Länderbilanzen des Hochschul- 
wechsels 

— Wechselbewegungen zwischen den Hochschular- 
ten, vor allem zwischen Fachhochschulen und Uni- 
versitäten 

— Zusammenhang zwischen Hochschul- und Stu- 
dienwechseU)^) 

— Rückkehr an die zuerst besuchte Hochschule i) 

— Zusammenhang zwischen Hochschulwechsel und 
Studienerfolg i) 

— Auswirkungen des Hochschulwechsels auf die 
Studiendauer 1) 

— Hochschulwechsel unter Berücksichtigung des 
Heimatwohnsitzes, insbesondere bei Numerus- 
clausus- Fächern 

— Hochschulwechsel zur Aufnahme eines Zweitstu- 
diums 1) 


3. Verweildauer 


Definition 

Man unterscheidet zwischen der Gesamtverweil- 
dauer (gemessen in Hochschulsemestern), die ein Stu- 
dent von der Ersteinschreibung bis zum endgültigen 
Verlassen der Hochschule mit oder ohne Examen 
durchschnittlich im Hochschulsystem verbringt, und 
der Fachverweildauer (gemessen in Fachsemestern), 
die ein Student durchschnitüich in einem bestimmten 
Studienfach bzw. Studiengang verbringt, und zwar 
von der ersten Einschreibung in diesem Studienfach 
bzw. Studiengang bis zum erfolgreichen Abschluß 
oder bis zum Abbruch dieses Fachstudiums. 


5) Ohne Studienverlaufsstatistik ist lediglich der Hochschul- 
wechsel gegenüber dem Vorsemester oder bei entsprechend 
erweiterter Bestandsstatistik gegenüber dem Semester der 
Erstimmatrikulation feststellbar. 


Aufgaben und Verwendungszweck 

— Studienberatung, Information der Studienbewer- 
ber 

— Bildungsplanung, Bildungsökonomie, Bildungsge- 
samtrechnung 

— Studentenprognosen 

— Kapazitätsplanungen 

— Hochschulvergleiche und Hochschulwettbewerb 

— Belastungen der Hochschulen durch überlange 
Studienzeiten 

— Studienreform und Studienplanung 

— Effizienzuntersuchungen 

— Bedarfsplanungen 

— Feststellung der Veränderungen der Studienzei- 
ten 

— Arbeitsvermittlung und Berufsberatung 

— Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, Arbeitsmarkt- 
beobachtung 


Wichtige Fragestellungen 

— Anzahl der benötigten Hochschul- bzw. Fachse- 
mester bis zum erfolgreichen Studienab- 
schluß 1) ^) 

— Durchschnitthche Verweildauer der erfolgreichen 
Prüfungskandidaten in Differenzierung nach ein- 
zelnen Fächern und Studiengängen i)®) 

— Umfang fachfremder Studienzeiten i) 

— Unterschiedliche Fachverweildauer in gleichen 
Fächern zwischen den einzelnen Hochschu- 
len i) 7) 

— Vergleich zwischen Regel- und Mindeststudien- 
zeiten sowie tatsächhcher Studienzeit 

— Zusammenhang zwischen Verweildauer und Stu- 
dienerfolg ^) 

— Zusammenhang zwischen Verweildauer und Prü- 
fungserfolg i) 6) 

— Gesamtverweildauer der Studenten bis zum Ab- 
gang von der Hochschule^) 

— Durchschnitthche Verweildauer der Studienab- 
brecher^) 

— Verweildauer und Durchschnittsalter der Hoch- 
schulabgänger 1) 

— Zeithcher Vergleich zwischen Hochschul- und Pro- 
motionsabschluß 1) 


Ohne Verknüpfung von Studenten- und Prüfungsstatistik 
können Verweü- und Studiendauer nur in Fachsemestern 
gemessen werden, da bei der verwaltungsbezogenen Prü- 
fungsstatistik künftig nur noch die Zahl der Fachsemester 
erfaßt werden kann. 

7) Auf der Basis von Bestandsstatistiken sind nur Aussagen über 
die Fachverweildauem von Hochschulabsolventen, nicht da- 
gegen von Studienabbrechern möglich. 
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— Zeitspanne vom Erwerb der Hochschulzugangsbe- 
rechtigung bis zum ersten Hochschulabschluß 


4. Studienerfolg und Studienabbruch 

Definition 

Die Studienerfolgsquote stellt den Anteil der Studen- 
ten einer Studienanfängerkohorte dar, die ihr Stu- 
dium erfolgreich abgeschlossen haben, wobei diffe- 
renziert werden kann, ob der Abschluß im gleichen 
oder in einem anderen Studiengang wie zu Studien- 
beginn abgelegt wurde. 

Studienabbrecher sind Studenten, die ein Studium 
ohne erfolgreiche Abschlußprüfung beenden und in 
den nachfolgenden fünf Semestern kein weiteres Stu- 
dium aufnehmen. Die Studienabbrecherquote gibt an, 
wie viele Studenten eines bestimmten Studienanfän- 
gerjahrgangs ihr Studium ohne erfolgreichen Ab- 
schluß aufgegeben haben. 


Aufgaben und Verwendungszweck 

— Bildungsplanung, Bildungsökonomie, Bildungsge- 
samtrechnung 

— Grundlagen für gezielte Studienreformmaßnah- 
men 

— Beurteilung der Effizienz des Hochschul- und 
Fachstudiums 

— Beratungen über Studienablauf und Studienorga- 
nisation 

— Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, Arbeitsmarkt- 
beobachtung 

— Hochschul- und Fächervergleiche 

— Kapazitätsplanungen und Kapazitätsberechnun- 
gen 

— Hochschulabsolventenprognosen 


Wichtige Fragstellungen 

— Ermittlung der Studienabbrecherquote «) in den 
einzelnen Fächern 

— Zeitpunkt bzw. Semester des Studienabbruchs 
bzw. des Studienabschlusses 

— Durchschnitthches Alter der Studienabbrecher i) 
bzw. der Absolventen 

— Fachbezogene Studienerfolgsquoten i) 

— Vergleich der Studienerfolgs- und Studienab- 
bruchsquoten zwischen einzelnen Hochschulen 
und Hochschularten 1) 

— Zusammenhang zwischen nichtbestandener Ab- 
schlußprüfung und Studienabbruch in einem 
Fachi) 


®) Es sind derzeit auf Bundesebene und ohne fachliche Gliede- 
rung nur grobe Abschätzungen mögüch. 


— Zusammenhang zwischen Studienabbruch und 
vorausgegangenem Studienwechsel i) 

— Beobachtung des gesamten Studienverlaufs be- 
stimmter Studienanfängerjahrgänge bis zum Aus- 
tritt aus der Hochschule 


5, Studienunterbrechungen und Beurlaubungen 

Definition 

Unterbrecher sind Studenten, die ihr Studium ein bis 
vier Semester aussetzen, 9) 


Aufgaben und Verwendungszweck 

— Planungen der Studienorganisation 

— Unterlagen für die Studentenverwaltimg 

— Effizienzuntersuchungen 

— Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 


Wichtige Fragestellungen 

— Zahl und Anteil der Studenten mit Studienimter- 
brechungen ^) bzw. Beurlaubung 

— Dauer der Studienunterbrechung bzw. Beurlau- 
bung i) 

— Zeitpunkt bzw. Semester der Studienunterbre- 
chung 1) bzw, Beurlaubung 

— Unterschiede zwischen einzelnen Fächern und 
Hochschulen i) 

— Zusammenhang zwischen Studienunterbrechimg 
bzw. Beurlaubung und Studienerfolg 

— Einfluß der Studienunterbrechung bzw. Beurlau- 
bung auf Verweildauer und Durchschnittsalter von 
Studenten oder Hochschulabsolventen ^ 


6. Studenten im Zweitstudium 


Definition 


Studenten im Zweitstudium sind solche, die bereits 
eine Abschlußprüfung erfolgreich abgelegt haben. 


9) Neben den Unterbrechungen sind bei einzelnen Hochschu- 
len in besonderen FäUen formal zu genehmigende Beurlau- 
bungen möglich. Diese Beurlaubungen werden auch in der 
Studentenbestandsstatistik erfaßt, allerdings nur bezogen 
auf das jeweilige aktuelle Berichtssemester und ohne An- 
gabe des Studienfachs bzw. Studiengangs. Die zeitliche Ein- 
ordmmg der Beurlaubungen und ihr Einfluß auf den Studien- 
verlauf lassen sich aus der Bestandsstatistik nicht darstel- 
len. 
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Aufgaben und Verwendungszweck 

— Arbeitsmarkt- und Beruf sforschimg 

— Ressourcenplanungen der Hochschulen xmd ihrer 
Fächer 

— Weiter- und Fortbildung an den Hochschulen 

— Studienreformmaßnahmen, Spezialisienmgspha- 
sen des Hochschulstudiums 

— Hochschulforschimg und Förderung des wissen- 
schaftlichen Nachwuchses 


Wichtige Fragestellungen 

— Zahl und Anteil der Studenten in einem Zweitstu- 
dium 

-- Aufgliederung nach Fächern und Studiengän- 
gen i)io) 

— Zweitstudium imd Studienerfolg i) 

— Studenten mit zwei imd mehreren Abschlußprü- 
fungen 1) 

— Quantitative Entwicklung des Aufbau- und Ergän- 
zungsstudiums an den Hochschulen 

— Fachliche Verweildauer der Studenten im Zweit- 
studium 1) 

— Umfang der nicht abgeschlossenen Zweitstu- 
dieni) 

— Auswirkimgen des Zweitstudiums auf die Gesamt- 
verweildauer i). 


7. Mehrfachimmatrikulationen 

Definition 

Mehrfachimmatrikulation liegt vor, weim ein Student 
gleichzeitig an verschiedenen Hochschulen einge- 
schrieben ist. Es handelt sich hierbei um ordnungsge- 
mäße, überwiegend sogar durch Prüfimgsordnimgen 
festgelegte Einschreibungen, die häufig bei Hoch- 
schulen an Gleichen Standorten auftreten. 


Aufgaben und Verwendungszweck 

— Bereinigimg der Studentenbestandsstatistik und 
Ermittlung verläßlicher Studentenbestandszahlen 

— Grundlage für Studienverlaufsanalysen 


^0) Aussagen aus der Studentenbestandsstatistik sind nur unter 
der Voraussetzung möglich, daß die Hochschulverwaltun- 
gen über zuverlässige Daten bezüghch der abgelegten Prü- 
fungen ihrer Studenten verfügen. Dies dürfte insbesondere 
dann problematisch sein, wenn die Prüfungen aiißerhalb der 
jeweihgen Hochschule abgelegt wurden (z. B. bei Staatsprü- 
fungen oder Prüfimgen vor Hochschulwechsel) und (üese 
Prüfungen nicht Voraussetzimg für das betreffende Zweit- 
studiiim sind. 
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Wichtige Fragestellungen 

— Feststellung der Doppelzählungen von Studenten 
in Aufgliederung nach Hochschulen und Fä- 
chemi)ii) 

— Korrektur überhöhter Abbruchquoten 1) 


IIL Überprüfung denkbarer Ersatzlösungen für 
eine Studienverlaufsstatistik 

Unter Berücksichtigimg der Ausführungen im Volks- 
zählungsurteil des Bundesverfassimgsgerichts ist zu 
prüfen, ob der im vorangegangenen Abschnitt be- 
gründete Bedarf an studienverlaufsspezifischen Er- 
keimtnissen mit Hilfe anderer Erhebungsinstrumente 
abgedeckt werden kann. Die im folgenden beschrie- 
benen Verfahren sind hinsichtlich Inhalt, Aussage- 
wert, Differenzierungsgrad imd Erhebungsaufwand 
mit den Möghchkeiten der zukünftigen Studienver- 
laufsstatistik zu vergleichen imd zu beurteilen. 


1. Durchführung von Stichprobenbefragungen auf 
freiwilliger Basis — Institutsforschung 

Studienverlaufsdaten werden in der Institutsfor- 
schxmg mit Hilfe von Stichprobenerhebungen gewon- 
nen, die entweder als retrospektive Befragimgen oder 
als Panel-Untersuchxmgen durchgeführt werden. 

Bei retrospektiven zu Stichprobenbefragimgen zu 
Studienverlaufsdaten im Rahmen der Institutsfor- 
schimg sind komplexe, sich gegenseitig kontrollie- 
rende Fragen im Erhebungsinstrument erforderhch, 
um z. B. das Erinnerungsvermögen des Befragten bei 
weit in die Vergangenheit reichenden Angaben zu 
stützen. Retrospektive Stichprobenbefragimgen zum 
Studienverlauf werden auch zukünftig ein wichtiges 
Instrument der Institutsforschung sein, um vor allem 
die Ergebnisse der amtlichen Statistik ergänzen xmd 
vertiefen zu können. Eine Rückbefragimg zum Stu- 
dienverlauf als Totalerhebxmg in der amtlichen Stati- 
stik kommt wegen des hohen Kostenaufwandes nicht 
in Betracht. 

Panel-Untersuchungen auf Stichprobenbasis, bei de- 
nen Teilpopulationen in zeitlichen Abständen mehr- 
mals befragt werden, liefern ein facettenreiches Bild 
von typischen Ausbildungsverläufen, Verhaltenswei- 
sen, Einstellungen, Erwartungen und deren Verände- 
rungen bei der zugrunde gelegten Population. Neben 
den im Kern gleichbleibenden können zusätzlich ak- 
tuelle Fragestellungen in jeder Befragung neu be- 
rücksichtigt werden. Die Kombination aufeinander 
abgestimmter Panel-Befragimgen bietet die Grund- 
lage für eine differenzierte, dauerhafte und verglei- 
chende Beobachtung von Ausbildimgsverläufen und 
deren Hintergründe. Die Zeitnähe der Beobachtimg 
studienverlaufsbezogener Sachverhalte ist bei Panel- 
Untersuchungen im Vergleich zu retrospektiven Be- 
fragimgen besonders hervorzuheben. 


11) Mehrfachimmatrikulationen können aus der Studentenbe- 
standsstatistik nur lückenhaft erfaßt werden, da die Hoch- 
schulverwaltungen für ihre Aufgaben nicht generell Anga- 
ben über den Besuch weiterer Hochschulen benötigen. 
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Mit Panel-Untersuchungen auf Stichprobenbasis kön- 
nen jedoch ebensowenig wie bei entsprechenden re- 
trospektiven Befragungen zugleich flächendeckende 
und für kleinste regionale, fachliche und institutio- 
nelle Einheiten zutreffende Studienverlaufsdaten mit 
vertretbarem Aufwand ermittelt werden. 

Ferner können aufgrund der Freiwilligkeit der Mit- 
wirkimg unterschiedüche Rücklauf quoten für Teilpo- 
pulationen einer Stichprobe nicht ausgeschlossen 
werden. Sofern die zu erhebenden Merkmale nicht in 
erkennbarem Zusammenhang mit der Antwortbereit- 
schaft stehen, sind etwaige Verzerrungen der Befra- 
gungsergebnisse nur schwer zu kontrollieren. 

Besonders bedeutsam ist bei Panel-Untersuchungen 
die Frage der Panel-Mortalität; zwar lassen sich syste- 
matische Verzemmgen kontrollieren, jedoch können 
gewisse Unschärfen nicht ausgeschlossen werden. 
Um so wichtiger sind neben der „Pflege" der Stichpro- 
bengruppen umfängliche KontroU- imd Plausibilitäts- 
prüfungen, die wegen der geringen Fallzahl (im Ver- 
gleich zu Totalerhebungen) mit vertretbarem Auf- 
wand möghch sind. Unter Beachtung von Kosten- 
aspekten wären allerdings bundesweite Panel-Total- 
erhebungen nicht einsetzbar. 


Zusammenfassend ist somit festzuhalten: 

Daten aus Stichprobenerhebungen der Institutsfor- 
schung können verlaufsstatistische Gesamterhebun- 
gen nicht ersetzen. Sie sind jedoch zusätzhch notwen- 
dig, um qualitative Daten zu Ursachen und Hinter- 
gründen der Verlaufsprozesse zu liefern imd flexibel 
neue und aktuelle Fragestellungen abzudecken. 


2. Bestandsvergleiche zwischen Studenten- und 
Prüfungsstatistik 

Aus Bestandsvergleichen zwischen Studenten- und 
Prüfungsstatistik können nur mit gewissen Einschrän- 
kungen für den Gesamtbestand (ohne regionale und 
fachliche Aufghederung) summarisch Verlaufsdaten 
über den Studienerfolg abgeschätzt werden. Aus der 
Zahl der Studiena;nfänger i2) eines Semesters (z. B. 
WA 79/80) läßt sich z. B. die Zahl der Studienabgän- 
ger ohne Hochschulabschluß i^) zu einem bestimmten 
späteren Zeitpunkt (z. B. WS 85/86) rechnerisch er- 
mitteln, indem von der Zahl der Anfänger die Summe 
der Absolventen eines ersten Hochschulabschlusses 
in diesem Zeitraum sowie die Zahl der noch im Stu- 
dium verbliebenen Studenten i^), der Beurlaubten 
imd der Studienunterbrecher mit dem jeweils glei- 
chen Erstimmatrikulationssemester abgezogen wird. 
Dieses Rechenergebnis stellt allerdings nur eine 


12) Dabei wird vorausgesetzt, daß die Bestandszahlen über Stu- 
dienanfänger und Studenten von Doppelzählungen durch 
Mehrfacheinschreibungen bereinigt sind. 

13) Es handelt sich hierbei um eine sehr heterogene Personen- 
gruppe, wie z. B. Studienabbrecher in den ersten Semestern 
oder Abgänger nach endgültig nicht bestandener Prüfimg. 

14) Studenten ohne Abschlußprüfung plus Studenten mit be- 
reits bestandener Abschlußprüfung/Erst- imd Zweitstu- 
dium. 


grobe Annäherung an den „wahren" Wert dar, weil 
die Studentenbestandsstatistik keine ausreichende 
Gnmdlage für die Ermittlung der Studienunterbre- 
cher hefert. Weiterhin fehlen detaillierte Angaben 
über Doppehmmatrikulationen sowie über Studenten, 
die bereits mehrere Hochschulabschlüsse erzielt ha- 
ben. Ferner fehlen bei der Studentenbestands- imd 
Prüfungsstatistik spezifische Angaben für eine exakte 
Zuordnung der in der vorstehenden Berechmmg auf- 
geführten Bestandsgrößen zum jeweiligen Studienbe- 
ginn. Bestandsvergleiche scheitern, wenn es darum 
geht, Verlaufsereignisse individuell bestimmten Aus- 
gangskohorten zuzuordnen. Damit ist es also auch 
nicht möghch, durch Bestandsvergleiche Studienver- 
laufstypen vom Studienanfang bis zum Studienende 
zu gewinnen. Das gleiche gilt für den Versuch, solche 
Verlaufsbilder bestimmten regionalen Einheiten (z. B. 
Ländern) bzw. Institutionen (z. B. Hochschulen) zuzu- 
ordnen. 

Die vorhandenen Bestandsdaten reichen nicht aus, 
um die notwendigen Verfeinerungen bei Untersu- 
chungen auf der Ebene von Hochschularten, einzel- 
nen Hochschulen und Fächern zu leisten, da sie keine 
Angaben über differenzierte Fach- und Hochschul- 
wechsel hefem. Bilanzierte statistische Vergleichsda- 
ten können zu fehlerhaften Angaben und damit zu 
falschen Schlußfolgerungen führen. 


3. Vorsemestervergleiche durch Einfügung 
verlaufsstatistischer Elemente in die 
Studentenbestandsstatistik 

Der Regierungsentwurf für ein Hochschulstatistikge- 
setz vom 31. Januar 1986 sah in § 3 Abs. 1 Nr. 1 einen 
erweiterten Merkmalskatalog für die Studentenbe- 
standsstatistik vor, und zwar unter der Voraussetzung, 
daß folgende verlaufsbezogene Elemente als Verwal- 
tungsdaten vorhegen (Sekundärstatistik): 

— im vorangehenden Semester besuchte Hoch- 
schule 

— Studiengang im vorangehenden Semester 

— derzeit besuchte weitere Hochschule und dortiger 
Studiengang 

— Art, Fach imd Semester früherer Prüfungen 

Aufgrund dieser zusätzhchen Fragestellungen kön- 
nen Aussagen über Studien- und Hochschulwechsel 
im Querschnitt eines gesamten Studentenbestandes 
(nicht Studienanfängerkohorte) im jeweihgen Seme- 
ster gewonnen werden. Dieses Erhebungsverfahren 
einer erweiterten Studentenbestandsstatistik weist 
die bereits unter Abschnitt IIL2 auf gezeigten Grenzen 
auf. Ferner ergeben sich folgende Probleme: 


3.1 Erfassimgsprobleme 

Es ist keineswjegs gewährleistet, daß sämthche Hoch- 
schulen über die vorstehenden Datenunterlagen ver- 
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fügen; dies gilt namenüich zur Frage nach den früher 
abgelegten Prüfungen. Den Hochschulen sind die Da- 
ten über ihre hochschuleigenen Prüfungen bekannt, 
nicht aber über die außerhalb der Hochschule abge- 
legten Prüfungen, wie z. B. Staatsexamina und kirch- 
liche Prüfungen. Die Erfassung von Vorsemesteran- 
gaben dürfte auch bei einem Hochschulwechsel 
schwierig sein. 


3.2 Ausweitung des Erhebungsumfangs 

Der erweiterte Datenkatalog wäre in jedem Semester 
erneut zu erheben, was zusätzliche Belastungen mit 
sich brächte. Hiervon wären insbesondere die nicht 
mit EDV ausgestatteten Hochschulen betroffen, bei 
denen die Studenten in jedem Semester den vollen 
Erhebungskatalog auszufüllen hätten. 


3.3 Nur begrenzte Verlaufsaussagen 

Da eine Verknüpfung von Studenten-, Prüfungs- und 
Exmatrikuliertenstatistik unterbleibt, fehlen defini- 
tive Aussagen über die wichtigen Verlaufsgrößen: 

— Studienerfolg 

— Studienabbruch 

— Studienunterbrechung und 

— Verweildauer 

Auch die Einbeziehung der Frage nach früher abge- 
legten Prüfungen in die Studentenbestandsstatistik 
bietet keine Anhaltspunkte zur Ermittlung von Stu- 
dienerfolgs- bzw. Studienabbruchsquoten. Im übri- 
gen erlaubt die Einbeziehung von Vorsemesteranga- 
ben in die Studentenbestandsstatistik grundsätzlich 
nur querschnittsbezogene Verlaufsanalysen haupt- 
sächlich über Fragen des Hochschul- und Studien- 
wechsels. 


4. Rückbefragungen über Studienverläufe in der 
amtlichen Statistik 

Ein denkbares Erhebungsverfahren zur Gewinnung 
von Informationen über Studienverläufe ist die Rück- 
befragung von Hochschulabgängern als Totalerhe- 
bung der amtlichen Statistik. Aus erhebungstechni- 
schen Gründen kommt eine solche Rückbefragung 
nur bei den Prüfungskandidaten, nicht dagegen bei 
den in der Regel persönlich nicht erreichbaren Stu- 
dienabbrechern in Betracht. 

Einen Verfahrens Vorschlag für eine Rückbefragung 
der Prüfungskandidaten enthielt der Regierungsent- 
wurf für ein Hochschulstatistikgesetz vom 31. Januar 
1986 in § 3 Abs. 4. Allerdings ist unter den gegebenen 
Bedingungen eine Rückbefragung der Prüfungskan- 
didaten aus folgenden Gründen nicht praktikabel: 


4.1 Komplizierte Erhebungsverfahren wegen der 
unzulässigen Verbindung der Statistik mit der 
Hochschul- bzw. Prüfungsverwaltung 

Da eine verlaufsbezogene Rückbefragung über den 
Datenbedarf der Hochschul- und Prüfungsverwaltun- 
gen hmausgeht, wäre wegen der gebotenen Tren- 
nung von Statistik und Verwaltung eine direkte Befra- 
gung der Prüfungskandidaten durch die statistischen 
Ämter notwendig. Die Hochschul- bzw. Prüfungsver- 
waltung müßte hierfür das Adressenmaterial bereit- 
stellen, könnte jedoch nicht in das Erhebungsverfah- 
ren mit eingeschaltet werden. 


4.2 Erhebungslücken 

Weil die Prüfungsämter nicht eingeschaltet werden 
können und mit Erinnerungslücken, Verweigerungen 
sowie mit sonstigen Antwortausfällen bei den Befrag- 
ten zu rechnen ist, kann die erforderliche Vollständig- 
keit und Qualität der Daten und damit ihre Verwend- 
barkeit nicht gewährleistet werden. 


4.3 Hoher Erhebungsaufwand 

Die Direktbefragung durch die statistischen Ämter 
wäre sehr arbeits- und kostenaufwendig, würde vor 
allem die Länder finanziell belasten und brächte auch 
zusätzliche Belastungen für die befragten Prüfungs- 
kandidaten selbst. Die gewonnenen Dateninformatio- 
nen würden in keinem Verhältnis zu dem erforderli- 
chen Finanz- und Arbeitsaufwand stehen. Dies gilt um 
so mehr, als die notwendigen verlaufsspezifischen Da- 
ten bereits aus der Studentenbestands- und Prüfungs- 
statistik abgeleitet werden können. 


4.4 Nur unvollständige Verlaufsaussagen 

Da hier eine Verknüpfung mit den Einzeldatensätzen 
der Studienanfängerstatistik nicht stattfindet, können 
vor allem über die maßgeblichen Verlaufsgrößen 
wie 

Studienerfolg, 

Studienabbruch und 

Verweildauer der Gesamtstudentenzahl 

keine Angaben gemacht werden. Insbesondere feh- 
len Angaben über die Verlaufsströme derjenigen Stu- 
denten, die vorzeitig das Studium abbrechen, sich 
nicht mehr zur Prüfung melden oder während der Prü- 
fung aufgeben. Ebenso fehlen Angaben über diejeni- 
gen Studenten, die bereits bei den Zwischen- und 
Vorprüfungen scheitern. 


5. Abwicklung der Studienverlaufsstatistik durch 
die Hochschulen 

Es wäre denkbar, daß im Rahmen der Verwaltungs- 
statistik von den Hochschulen die Studienverläufe er- 
mittelt und den statistischen Ämtern in Form anony- 
misierter Einzelverlaufsdatensätze mitgeteilt werden. 
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Dieses Erhebungskonzept erscheint aus folgenden 

Gründen nicht reahsierbar; 

— Die Hochschulen verfügen nur über Prüfungsda- 
ten der hochschuleigenen Prüfungen und wären 
auf Datenübermittlungen von den Prüfungsämtern 
außerhalb der jeweiligen Hochschule angewie- 
sen. 

— Die einzelnen Hochschulen würden arbeitsmäßig 
zusätzlich belastet. Bei Hochschulen ohne Daten- 
verarbeitung wäre eine semesterweise Verknüp- 
fung der Studenten- und Prüfungsdaten kaum 
möglich. 

— Bei Hochschulwechsel fehlen der auf nehmenden 
Hochschule die Daten über den vorangegangenen 
Studienablauf der betreffenden Studenten. 

— Es wäre fraglich, wie sich dieses Erhebungsverfah- 
ren gesetzestechnisch regeln läßt. 


IV* Notwendige Fortführung der 
Studienverlaufsstatistik 

1. Das Verfahren der Studienverlaufsstatistik 

Das bisher von der amtiichen Statistik praktizierte 
Verfahren der Studienverlaufsstatistik (Hochschulsta- 
tistikgesetz 1971) beruht auf dem Konzept einer seme- 
sterweisen Verknüpfung von anonymisierten Einzel- 
datensätzen aus der Studentenbestands-, Prüfungs- 
und Exmatrikuliertenstatistik. Die Verknüpfung er- 
folgt mit Hilfe einer numerisch verschlüsselten Satz- 
kennung, die von den Merkmalen Namen, Geburts- 
datum, Geburtsort und Geschlecht ausgeht. Die auf- 
grund der semesterweisen Verknüpfung gewonne- 
nen verlaufsspezifischen Daten werden in einer Stu- 
dienverlaufsdatei gesammelt. 


2. Vorteile der Studienverlaufsstatistik 

Mit einer semesterweise verknüpften Studienver- 
lauf sstatistik ergeben sich folgende Vorteile: 


2.1 Rationelles Verfahren 

Die Studienverlaufsdaten fallen aufgrund semester- 
weiser Verknüpfungen als Nebenprodukt aus der Stu- 
dentenbestands- und Prüfungsstatistik an. Zusätzli- 
che Datenerhebungen sind nicht erforderhch. 


2.2 Hoher Aussagewert 

Man erhält über sämtliche Studienverlaufsgrößen flä- 
chendeckende sowie fachlich und regional sehr tief 
gegliederte Aussagen. In dieser Differenzierung kön- 
nen beispielsweise folgende wichtige Fragestellun- 
gen nur mit Hilfe einer Studienverlaufsstatistik beant- 
wortet werden: 

— Häufigkeit des Studien- und Hochschulwechsels; 


— Zusammenhang zwischen Studienwechsel, Hoch- 
schulwechsel, Studienerfolg und Studiendauer; 

— Umfang fachfremder Studienzeiten; 

— Gesamtverweildauer der Studenten bis zum Ab- 
gang von der Hochschule; 

— Durchschnittiiche Verweildauer der Studienab- 
brecher; 

— Zeitspanne vom Erwerb der Hochschulzugangsbe- 
rechtigung bis zum ersten Hochschulabschluß; 

— Ermittlung des Anteils der Studienabbrecher in 
den einzelnen Fächern; Zeitpunkt bzw. Semester 
des Studienabbruchs; 

— Fachbezogene Studienerfolgsquoten; 

— Zahl der Studienunterbrechungen; Einfluß der 
Studienunterbrechung auf Verweildauer und 
Durchschnittsalter der Studenten oder Hochschul- 
absolventen; 

— Umfang der nicht abgeschlossenen Zweitstudien; 

— Auswirkungen des Zweitstudiums auf die Gesamt- 
verweildauer. 

Weitere Beispiele sind im einzelnen in Abschnitt II 

aufgeführt. 


2.3 Hoher Differenzienmgsgrad 

Die Ergebnisse zum Studienverlauf und Studienerfolg 
können nach Ländern, einzelnen Hochschulen sowie 
fächerweise differenziert werden. Insofern stellt die 
Studienverlaufsstatistik ein wichtiges Planungsinstru- 
ment nicht nur auf Bundesebene, sondern auch für die 
Belange der Länder und der einzelnen Hochschulen 
dar. Sie genügt damit sämtlichen regional- und fach- 
spezifischen Anforderungen und entspricht zugleich 
der Forderung des § 5 Abs. 1 Bundesstatistikgesetz 
(Berücksichtigung des Informationsbedürfnisses der 
Länder). 


2.4 Wahrung der Kontinuität 

Bei einer Fortführung der bisherigen Studienverlaufs- 
statistik können die nunmehr 15 Jahre gesammelten 
Studienverlaufsdaten weiter genutzt und kontinuier- 
hch ausgebaut werden. Die Einführung neuer Stu- 
dienverlaufsmodelle MTÜrde dagegen die Statistik um 
Jahre zurückwerfen. Die Studienverlaufsdaten müß- 
ten vom Nullpunkt an neu aufgebaut werden. 


2.5 Ausgangsbasis für Detailuntersuchungen außerhalb der 
amüichen Hochschulstaüstik 

Die Studienverlaufsstatistik bildet zusammen mit der 
Studentenbestandsstatistik die datenmäßige Aus- 
gangsgrundlage für weitere Detailuntersuchungen 
außerhalb der amtiichen Hochschulstatistik, die zur 
Auswahl der Befragungseinheiten sowie zur Absiche- 
rung ihrer Stichprobenergebnisse auf statistische 
Grunddaten sowohl über die Studentenbestände als 
auch über die Studienabläufe angewiesen sind. 
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2.6 Erfassung der Hilfsmerkmale als Voraussetzung für eine 
zuverlässige Studentenbestands- und Prüfungsstatistik 

Da bei der Studienverlaufsstatistik zur Verschlüsse- 
lung von Satzkennungen (vgl. Abschnitt IV. 1) perso- 
nenbezogene Hilfsmerkmale erhoben werden, kön- 
nen gleichzeitig die notwendigen Voraussetzungen 
für eine zuverlässige Studentenbestands- und Prü- 
fungsstatistik geschaffen werden. Insbesondere bie- 
ten sich folgende Korrektur- und Plausibihtätsmög- 
hchkeiten: 

— Bereinigung von Doppeleinschreibungen der Stu- 
denten (vgl. Abschnitt II.7); 

— Ergänzungen von Untererfassungen bei der Prü- 
fungsstatistik. 


3. Abschließende Beurteilung 

Unter Abwägung des vielfältigen Bedarfs an Studien- 
verlaufsinformationen einerseits und der begrenzten 
statistischen Erhebungsmöghchkeiten andererseits 
ergibt sich, daß nur durch eine Studienverlaufsstati- 
stik in Form semesterweiser Verknüpfungen von Da- 
tensätzen der Studentenbestands-, Prüfungs- und Ex- 
matrikiiüertenstatistik der Bedarf an umfassenden, 
flächendeckenden, zugleich fachhch und regional 
feingegliederten sowie anonymisierten Studienver- 
laufsinformationen abgedeckt, die notwendige daten- 
mäßige Unterstützung der Institutsforschung sicher- 
gestellt und den Anforderungen einer rationellen Da- 
tengewinnung Rechnung getragen werden kann. 
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Katalog der Definitionen 

O. Vorbemerkungen 

Die Definitionen für Verlaufsauswertungen müssen 
sich nach der Art und Abgrenzung des in der Be- 
standsstatistik vorhegenden Materials richten. Sie ha- 
ben insofern den Charakter von Konventionen, die 
vielfach schon beim Aufbau der Bestandsstatistik fest- 
gelegt und jetzt für die Zwecke der Studien verlauf s- 
statistik weiterentwickelt worden sind. In die Studien- 
verlaufsdatei gehen grundsätzhch nur Meldungen 
über das Studium an Hochschulen im Bundesgebiet 
ein. Ausgewertet werden nur die Daten deutscher 
Studenten. Für die Hochschulghederung gilt die je- 
weils für das Erhebungssemester gültige institutio- 
neile Zugehörigkeit. Umstrukturierungen, wie sie vor 
allem im Bereich der pädagogischen Hochschulen 
vorgenommen wurden, sind bei der Bewertung von 
Studienverlaufsuntersuchungen zum Hochschul- 
wechsel zu berücksichtigen. 

Zum Kreis der einbezogenen Personen zählen alle 
Erstimmatrikuherten sowie alle Personen, für die in 
mindestens zwei Berichtssemestern eine Meldung 
vorhegt. 

Folgt auf eine Ersteinschreibung — ohne zwischen- 
zeithche Rückmeldung — innerhalb der nächsten fünf 
Semester erneut eine Ersteinschreibung, so wird der 
erste Einschreibesatz gelöscht und der Studienverlauf 
erst ab dem neuen Einschreibedatum weiterverfolgt. 

Jeder Datensatz einer Person wird nach deren Aus- 
scheiden aus dem Hochschulsystem, sei es bedingt 
durch Unterbrechung, Abschluß oder Aufgabe des 
Studiums, fünf Semester lang daraufhin überprüft, ob 
diese Person erneut ein Studium aufgenommen hat 
oder nicht. Wird das Studium erst später fortgesetzt, so 
gilt dies als erneuter Studienbeginn. 

Solange die Prüfungsangaben aus der Individualprü- 
fungsstatistik nicht in der Studienverlaufsdatei ent- 
halten sind, ist eine Unterscheidung zwischen Absol- 
venten und Studienabbrechern sowie zwischen Erst- 
und Zweitstudium nicht möghch. Somit werden vor- 
erst auch die Studenten, die nach einem abgeschlos- 
senen Examen ihr Studium in einem anderen Studien- 
gang fortsetzen, als Studienwechsler gezählt. 


1. Studenten 

Studenten sind in einem Fachstudium immatrikuherte 
Personen, einschl. der Beurlaubten, aber ohne Gast- 
hörer, Nebenhörer und Studienkollegiaten. 

Studenten, die an mehreren Hochschulen bzw. in 
mehreren Studiengängen eingeschrieben sind, wer- 
den nur einmal gezählt. 


Erläuterungen 


Die lückenlose Abbildung des Studienverlaufs von 
der Erstimmatrikulation bis zur Exmatrikulation 
macht es erforderhch, auch Zeiten der Beurlaubung in 
den Datenbestand zu übernehmen. Während einer 
Beurlaubung wird die Hochschulsemesterzählung 
weitergeführt, die Fachsemesterzählung unterbro- 
chen (vgl. auch Definitionen 4, 5 und 9). 

Ist ein Student von Beginn des Studiums an gleichzei- 
tig in zwei Studiengängen eingeschrieben, wird der 
Studienverlauf nur in einem der beiden Studiengänge 
in der Datei erfaßt. Die Auswahl erfolgt zufällig, wenn 
die Einschreibungen für die gleiche Hochschule gel- 
ten. Liegen die Studiengänge bei verschiedenen 
Hochschulen, so wird in der Regel der Datensatz mit 
der kleineren Hochschulnummer laut Hochschul- 
schlüssel der Studentenstatistik in die Datei übernom- 
men. 


Wird ein zweiter Studiengang zeitlich versetzt (Neu- 
einschreibung) aufgenommen, so wird dieser neue 
Studiengang — unabhängig von der Hochschule — in 
die Datei übernommen; der bisher erste Studiengang 
(vermutetes „Parkstudium") wird als Zweiteinschrei- 
bung weitergeführt. Bei einer Auswertung wird für 
diesen Studenten ein Studiengangwechsel ausgewie- 
sen. Angaben über Zweithörerschaften (auch „Ne- 
benhörer") wurden bisher bei der Darstellung von 
Studienverläufen nicht ausgewertet. 

Gasthörer, Studienkollegiaten sowie Personen, die 
nur als Nebenhörer eingeschrieben sind, werden in 
die Studienverlaufsdatei nicht aufgenommen. 


2. Studienanfänger 


Studienanfänger sind Studenten, die sich erstmals an 
einer Hochschule im Bundesgebiet eingeschrieben 
haben und ihr Studium im ersten Hochschulsemester 
beginnen. 


Erläuterungen 


Zu den Studienanfängern zählen auch Studenten, die 
bereits an Hochschulen außerhalb des Bimdesgebie- 
tes studiert haben. Auslandssemester können ggf. auf 
die Zahl der Fachsemester — nicht aber auf die Zahl 
der Hochschulsemester — angerechnet werden. 
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3. Fachstudienanfänger 

Fachstudienanfänger sind Studenten im ersten Fach- 
semester eines bestimmten Studiengangs. 


4. Hochschulsemester 

Hochschulsemester sind alle Semester, in denen ein 
Student an einer oder mehreren Hochschulen im Bun- 
desgebiet immatrikuliert gewesen ist. 

Erläuterungen 

Die Hochschulsemesterzählung erfolgt unabhängig 
vom belegten Studiengang oder der Hochschulart. 
Auch Urlaubssemester zählen als Hochschulseme- 
ster. 


5. Fachsemester 

Fachsemester sind Semester, in denen ein Student in 
einem bestimmten Studiengang immatrikuliert gewe- 
sen ist. 

Erläuterungen 

Studienzeiten im Ausland oder dem Hochschulstu- 
dium vorangegangene Praktikumssemester können 
in bestimmten Studiengängen auf die Fachstudienzeit 
angerechnet werden; die Zahl der Fachsemester kann 
dann über der Zahl der Hochschulsemester liegen. 
Urlaubssemester zählen nicht als Fachsemester. 


6. Studiengang 

Ein Studiengang wird bestimmt durch die Kombina- 
tion von Studienfach (bzw. -fächern) und angestrebter 
Abschlußprüfung. 

Erläuterungen 

In die Studienverlaufsdatei wird pro Student grund- 
sätzhch nur ein Studiengang aufgenommen, auch 
wenn gleichzeitig mehrere Studiengänge belegt sein 
können (zum Auswahlverfahren vgl. Ziffer 1 Studen- 
ten). 

Unter einem Studiengang können bis zu drei Studien- 
fächer nachgewiesen werden; die fachhche Zuord- 
nung richtet sich nach dem angegebenen ersten Stu- 
dienfach. 

Ausgenommen hiervon sind die Lehramtsstudien- 
gänge, bei denen die Reihenfolge der Studienfächer 
zum Teil willkürhch wechselt. Hier wird durch eine 
numerische Sortierung der Studienfächer (entspre- 
chend den Signaturen des Fächerschlüssels) die Rei- 
henfolge innerhalb der Fächerkombinationen im Zeit- 
ablauf konstant gehalten, weil sonst allein die Ände- 
rung der Reihenfolge einen künstiichen Fachwechsel 
auslösen würde. Die fachhche Zuordnung bei Aus- 
wertungen richtet sich nach dem Studienfach, das im 


Datensatz an erster Stelle gesetzt wurde. Dadurch er- 
halten Studienfächer mit einer kleineren Signierziffer 
eine häufigere Nennung und die Studienfächer, die 
im Datensatz an zweiter und dritter Stelle stehen, sind 
unterrepräsentiert. 


7. Hochschulwechsel 

Hochschulwechsel ist der Übergang zu einer anderen 
Hochschule im Bundesgebiet, unabhängig davon, ob 
sich diese Hochschule am gleichen oder einem ande- 
ren Ort befindet, und unabhängig davon, ob der 
Wechsel mit einer Studienunterbrechung verbunden 
ist oder nicht. 


Erläuterungen 

Bei Studium im Ausland erfolgt keine Meldung zur 
Hochschulstatistik; diese Zeiten gelten als Unterbre- 
chungs- ggf. auch Beurlaubungs zelten. 


8. Studienwechsel 

Studienwechsel liegt vor, wenn beim Wechsel eines 
Studienfachs gleichzeitig der Studienbereich (oder 
die Fächergruppe) gewechselt wurde oder wenn bei 
gleichem Studienbereich die Abschlußart und/oder 
die Prüfungsgruppe gewechselt wurde oder aber 
beide Möglichkeiten zutreffen. 


Erläuterungen 

Als Studienwechsler erscheinen auch die Übergänger 
in ein Promotions- oder Zweitstudium. 

Die Untersuchung des Studiengangwechsels im enge- 
ren Sinne (bezogen auf Definition 6) ist nur einge- 
schränkt sinnvoll: Die Studienfachangaben der Stu- 
dentenstatistik bezeichnen zum Teü (wechselnde) 
fachliche Schwerpunkte innerhalb desselben Stu- 
diengangs. Wegen der für einzelne Studienbereiche 
unterschiedlichen Tiefenghederung des Studienfach- 
schlüssels der Hochschulstatistik, die auch hochschul- 
spezifische Besonderheiten in der Bezeichnung ein- 
schließt, ist es ratsam, bei Längsschnittbetrachtung 
nur studienbereichsübergreifende Wechselbewegun- 
gen als „StudienwechseT' zu betrachten. 

Studien/achspezifische Auswertungen des Wechsel- 
verhaltens eignen sich dagegen für Sonderauswer- 
tungen in bezug auf einzelne Hochschulen. 


9. Beurlaubte 

Beurlaubte sind Studenten, die aufgrund eines An- 
trags auf Beurlaubung ihr Fachstudium bei Fortbeste- 
hen der Einschreibung an der jeweihgen Hochschule 
für ein oder mehrere Semester unterbrechen. 
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Erläuterungen 

In der Bestandsstatistik werden die Beurlaubten nicht 
ausgewiesen (vgl. Definition 1). 

Da die Beurlaubungsmeldung keine Angaben zum 
Studiengang enthält, werden diese in der Verlaufsda- 
tei aus dem Datensatz des Vorsemesters übernommen 
und fortgeschrieben. Im Urlaubssemester wird die 
Fachsemesterzählung unterbrochen. 


10. Unterbrecher 

Unterbrecher sind Studenten, die ihr Studium ein bis 
vier Semester aussetzen, ohne Beurlaubungsantrag 
gestellt zu haben. 

Erläuterungen 

Für Unterbrechungszeiten erfolgt keine Fortschrei- 
bung des Datensatzes, d. h. im Datensatz bleiben die 
entsprechenden Berichtssemester leer. Wer sein Stu- 
dium länger als vier Semester unterbricht, zählt als 
Abgänger (vgl. Ziffer 0). 


11. Abgänger 

Abgänger sind Studenten, die das Hochschulsystem 
mit oder ohne Examen verlassen und in den nachfol- 
genden fünf Semestern das Studium nicht wieder auf- 
genommen haben. 

Erläuterungen 

Die Abgänger können bisher nicht nach Studienab- 
brechern und Absolventen unterschieden werden 
(vgl. auch Ziffer 0). 


12. Studienabbrecher 

Studienabbrecher sind Studenten, die ein Studium 
ohne erfolgreiche Abschlußprüfung beenden und in 
den nachfolgenden fünf Semestern kein weiteres Stu- 
dium aufnehmen. 


Erläuterungen 

Kein Studienabbruch hegt vor, wenn nur die Hoch- 
schule oder der Studiengang gewechselt wurden, so- 
wie bei Absolventen von Studiengängen (besonders 
an Kunsthochschulen), die nicht mit einer förmhchen 
Prüfimg abschheßen. Studenten, die ihr Studium län- 
ger als fünf Semester unterbrechen, ohne vorher ein 
Examen abzulegen, werden ebenfalls als Abbrecher 
gezählt. 


13. Absolventen 

Absolventen sind Studenten, die ein Studixim mit ei- 
ner erfolgreichen Abschlußprüfimg beenden. 


Erläuterungen 

Absolventen zählen als Abgänger, wenn nachfolgend 
kein weiteres Studium (Zweitstudium/Promotionsstu- 
dium) aufgenommen wird; bei einem Verbleib im 
Hochschulsystem zählen sie zu den Studienwechs- 
lem. 


14. Gesamtverweildauer 

Die Gesamtverweildauer (mittlere Verweildauer der 
Abgänger) bezeichnet die Zeit, die ein Student von 
der Ersteinschreibung bis zum endgültigen Verlassen 
der Hochschule mit oder ohne Examen durchschnitt- 
hch im Hochschulsystem verbringt. Sie wird in Hoch- 
schiilsemestern gemessen. 


15. Fachverweildauer 

Die Fachverweildauer der Abgänger bezeichnet die 
Zeit, die ein Student durchschnittlich in einem be- 
stimmten Studienfach bzw. Studiengang verbringt, 
und zwar von der ersten Einschreibung in diesem Stu- 
dienfach/-gang bis zum erfolgreichen Abschluß oder 
bis zum Abbruch dieses Fachstudiums. Die Fachver- 
weildauer wird in Fachsemestem gemessen. 
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Anlage 4 

Mitgliederverzeichnis des Ausschusses für die Hochschulstatistik 

(Stand: Dezember 1987) 

Vorsitzender: Dr. Hubert Braun Vertreter 

Behörde für Wissenschaft 
und Forschung — Hochschuiamt — 

Hamburg Vertreter 


Dienststelle 

Ort 

Mitglied 

Ständiger Vertreter 

1. Statisttsches Bundesamt 

Wiesbaden 

Egon Hölder 

Herbert Gerhardt 

2. Bundesministerien 
Bimdesministerium für Bildung 
und Wissenschaft 

Bonn 

Dr. Elmar Freund 

Willi Albert 

Bundesministerium 

der Finanzen 

Bonn 

Dr. Egon Neuthinger 

Otto Bittner 

Bundesministerium für 

Jugend, Familie, Frauen 
und Gesundheit 

Bonn 

Thea Krämer 

N. N. 

3. Für die Hochschulen 
zuständige oberste 
Landesbehörden 

Ministerium für Wissenschaft 
imd Kirnst Baden-Württem- 
berg 

Stuttgart 

Karl Heinz Kammerlohr 

Joachim Uhlmann 

Bayerisches Staatsministerium 
für Wissenschaft und Kunst 

München 

Dieter Magerkurth i) 

N. N. 

Senator für Wissenschaft und 
Forschung des Landes Ber- 
lin 

Berlin 

Peter Alex 

Karola Hladky 

Senator für Büdung, Wissen- 
schaft und Kirnst Bremen . . 

Bremen 

Manfred Scharringhausen 

N. N. 

Behörde für Wissenschaft und 
Forschung 

— Hochschulamt — 

Hamburg 

Dr. Hubert Braun 

Günter Rothschedl 

Hessisches Ministerium 
für Wissenschaft und Kunst 

Wiesbaden 

Reinhard Glimmann 

Klaus Wagner 

Niedersächsisches Ministerium 
für Wissenschaft und Kunst 

Hannover 

Reiner Hoth 

Dr. Tietge 

Ministerium für Wissenschaft 
und Forschung des Landes 
Nordrhein-Westfalen 

Düsseldorf 

Heinz Krommen 

Johannes Helf 

Kultusministerium 
Rheinland-Pfalz 

Mainz 

Wolfgang Daniel 

Dr. Peter Großkreutz 

Ministerium für Kultus, Büdung 
und Sport des Saarlandes . . 

Saarbrücken 

Elke Harjes-Ecker2) 

N. N. 

Kultusministerium des Landes 
Schleswig-Holstein 

Kiel 

Günter Seidel 

N. N. 

4. Wissenschaftsrat 

Köln 

Dr. Hans Afflerbach 

Dr. Hans-Jürgen Block 

5. Vertreter der Hochschulen 

Münster 

Prof. Dr. Herbert Gülicher 

Prof. Dr. Walther Keßler 


München 

Prof. Dr. Walther Keßler 

Dr. Wolfgang Kalischer 


: Dr. Heinz Griesbach 
Hochschul-Informations- System GmbH 
Hannover 

: Prof. Dr. Herbert Gühcher 
Universität Münster 


1) Bis 31. Juli 1987 Klaus Espe. 

2) Bis 6. Dezember 1987 
Wolfgang Marx. 
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Dienststelle 

Ort 

Mitglied 

Ständiger Vertreter 


Bonn 

Dr. Wolfgang Kalischer 

Brigitte Göbbels-Dreyling 


Bonn 

Dr. Leonard Vohs 

Dorothee Otte 


Bonn 

Ulrike Fleischhauer 

Dieter Schäferbarthold 


Kaiserslautern 

Dr. Hermann Fahse 

Dr. Wolfgang Busch 

6. Vertreter wissenschaft- 
licher Einrichtungen 

Hochschul-Informations- 
System GmbH 

Institut für Entwicklungspla- 

Hannover 

Dr. Heinz Griesbach 

Dr. Jürgen Ederleh 

nung und Strukturforschung 
GmbH an der Universität 
Hannover 

Hannover 

Dipl. -Ing. Lothar Rach 

N. N. 

Max-Planck-Institut 




für Bildungsforschung 

Berlin 

Dr. Helmut Köhler 

Luitgard Trommer 

7. Statistische Landesämter 




(Mitglieder 

mit beratender Stimme) 




Statistisches Landesamt 

Baden- Württemberg 

Bayerisches Landesamt 

Stuttgart 



für Statistik und Daten- 
verarbeitung 

München 



Statistisches Landesamt Berlin 

Statistisches Landesamt 

Berlin 



Bremen 

Bremen 



Statistisches Landesamt 
Hamburg 

Hessisches Statistisches 

Hamburg 



Landesamt 

Wiesbaden 



Niedersächsisches Landesver- 
waltungsamt — Statistik — 

Landesamt für Datenverarbei- 

Hannover 



tung und Statistik Nordrhein- 
Westfalen 

Düsseldorf 



Statistisches Landesamt 




Rheinland-Pfalz 

Bad Ems 



Statistisches Amt 




des Saarlandes 

Saarbrücken 



Statistisches Landesamt 




Schleswig-Holstein 

Kiel 
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